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N i e d e r s c h r i f t  
 
über die 31. öffentliche Sitzung der am 9. März 2014 gewählten Gemeindevertretung der 
Stadtgemeinde Oberndorf, welche am Mittwoch, dem 26. September 2018, um 19.00 Uhr im 
Krankenhaus Oberndorf, Seminarraum 1. Stock stattgefunden hat. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Bürgermeister, Feststellung der Beschlussfähigkeit, 

Fragestunde für die Gemeindebürger 
2. Beschlussfassung der Niederschrift vom 04.07.2018 
3. Berichte des Bürgermeisters 
4. Erweiterung Stellenplan 
5. Verlängerung Kontokorrentkredite 
6. Änderung des Haushaltsbeschlusses 2018 
7. Klima- und Energiemodellregion 
8. Änderung Flächenwidmungsplan im Bereich "Krankenanstalten Süd 2" samt Änderung 

Bebauungsplan "Krankenanstalten" 
9. Grundsatzbeschluss zur Erweiterung der Verkaufsfläche Hofer um 10 % 
10. Abänderung Pflanzgebot Gewerbegebiet Süd 
11. Friedhof Oberndorf - Naturbestattung, Urnengräber 
12. Dienstbarkeitsvertrag 30KV Erdleitung mit der Salzburg AG f. Energie, Verkehr und Tele-

kommunikation zur neuen Trafostation Oberndorf Lepschi 1228 f. Gst-Nr. 745/12 
13. Verkauf altes Rathaus, Untersbergstraße 25 
14. Verwaltungsvertrag Wohnhäuser Watzmannstraße 3, 5 und 7 sowie Uferstraße 33 
15. Gemeinnützige Oberndorfer Krankenhausbetriebsgesellschaft m.b.H. (GOK) - Bilanz 2017 
16. Oberndorfer Catering Betriebs-GmbH (OCB) - Bilanz 2017 
17. Verkauf auszuscheidendes Feuerwehrfahrzeug MB 711 D/37 (LFO) 
18. Aufträge, Anschaffungen 
19. Subventionen 
20. Errichtung neuer Beachvolleyballplätze am Standort des ehemaligen BORG-Container-

Areals (Dringlichkeitsantrag - nachträglich aufgenommen gem. § 25 Abs. 8 Sbg. GdO 
1994) 

21. Testweise Installierung eines Minikreisverkehres an der Kreuzung vor dem Kirchplatz 
(Dringlichkeitsantrag - nachträglich aufgenommen gem. § 25 Abs. 8 Sbg. GdO 1994) 

22. Allfälliges 
23. Negativzinsen - Stand Verhandlung mit Banken (nichtöffentlich gemäß § 28 Sbg. GdO 

1994) 
24. Schadensfall Krankenhaus (nichtöffentlich gemäß § 28 Sbg. GdO 1994) 
25. Neubau BORG - Fassadenherstellung (nichtöffentlich gemäß § 28 Sbg. GdO 1994) 
26. Vergabe von Wohnungen (nichtöffentlich gemäß § 28 Sbg. GdO 1994) 
 
Anwesende: 
 
Bürgermeister Peter Schröder  
2. Vizebürgermeister Ing. Georg Djundja  
Stadträtin Waltraud Lafenthaler  
Stadtrat Dietmar Innerkofler  
GV Wolfgang Stranzinger  
GV Dr. Andreas Weiß  
GV Wolfgang Oberer  
Stadtrat Ing. Josef Eder  
GV Ing. Florian Moser, BSc  
GV Stefan Jäger  
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GV Johannes Zrust  
1. Vizebürgermeisterin Sabine Mayrhofer  
Stadtrat Mag.(FH) Hannes Danner  
Ing. Franz Peter Wimmer  
GV Anna Schick  
GV Markus Doppler  
Stadtrat Ing. Johann Schweiberer, BEd  
GV Dietmar Prem  
GV Josef Hagmüller  
GV Markus Strobl  
GV Peter Paul Hauser  

Weiters: 
Ewald Feichtinger zu TOP 21. 
MMag. Ewald Klösch zu TOP 15. und 16. 
Dipl.-Ing. Franz Laback zu TOP 15., 16. und 22. 
Dipl.-Ing. Georg Zeller zu TOP 8. 
Doris Moßhammer, Leiterin der Finanzverwaltung 
Dipl.-Ing. Dieter Müller, Bauamtsleiter 
Dr. Gerhard Schäffer, Stadtamtsleiter 
 
Entschuldigt abwesend: 
 
Stadtrat Arno Wenzl  
GV Peter Illinger  
GV Tobias Pürcher  
GV Maria Petzlberger  
 
Schriftführerin: Sandra Eder 
 

Es waren 8 Zuhörer anwesend. 
 

Verlauf und Ergebnisse der Sitzung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Bürgermeister, Feststellung der Beschlussfä-
higkeit, Fragestunde für die Gemeindebürger 

Bürgermeister Schröder begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung um 19.00 Uhr. Er 
stellt fest, dass aufgrund der Anwesenheit von 21 Gemeindevertretungsmitgliedern die Be-
schlussfähigkeit des Gremiums gegeben ist. Die Tagesordnung zur Sitzung wurde zeitge-
recht und ordnungsgemäß zusammen mit der Einberufung zugestellt, es bestehen dagegen 
keine Einwände.  
 

Bürgermeister Schröder erklärt, dass zur heutigen Tagesordnung drei Dringlichkeitsanträge 
gemäß § 25 Abs. 8 Salzburger Gemeindeordnung 1994 i.d.g.F. vorliegen.  
 

1.1. Errichtung neuer Beachvolleyballplätze am Standort des ehemaligen BORG-
Container-Areals 
 

Datum des Antrages: 26.09.2018. Unterzeichnet von folgenden Gemeindevertretungsmit-
gliedern: 2. Vizebürgermeister Ing. Djundja, GV Jäger und GV Hauser. 
 
GV Jäger erklärt den Dringlichkeitsantrag: Auf dem Platz auf dem die BORG-
Containerschule stand, sollen zwei Beachvolleyballplätze errichtet werden. Die Stadtge-
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meinde soll die Machbarkeit der Errichtung prüfen, damit die Kosten im Budget berücksich-
tigt werden können.  
Bürgermeister Schröder erklärt weiters, dass der Antrag einem Ausschuss zur Prüfung vor-
gelegt werden soll.  
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, den Dringlichkeitsantrag als TOP 20 in die Ta-
gesordnung aufzunehmen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
1.2. Testweise Installierung eines Minikreisverkehres an der Kreuzung vor dem Kirch-
platz 
 
Datum des Antrages: 26.09.2018. Unterzeichnet von folgenden Gemeindevertretungsmit-
gliedern: 2. Vizebürgermeister Ing. Djundja, Stadtrat Ing. Eder und GV Hauser.  
 
Stadtrat Ing. Eder erklärt, dass der Antrag aufgrund des aktuell stark zunehmenden Ver-
kehrsaufkommens (häufiger Stau Kreuzung Kirchplatz) gestellt wird. Es wird um Überprüfung 
durch die Bezirkshauptmannschaft Salzburg Umgebung und gegebenenfalls um Budgetie-
rung ersucht.  
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, den Dringlichkeitsantrag als TOP 21 in die Ta-
gesordnung aufzunehmen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
1.3. Streichung des Tagesordnungspunktes 13 Verkauf Altes Rathaus 
 
Datum des Antrages: 26.09.2018. Unterzeichnet von folgenden Gemeindevertretungsmit-
gliedern: 1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer, GV Schick und GV Wimmer.  
 

Antrag 
 

Gemäß § 25 Abs. 8 Salzburger Gemeindeordnung 1994 i.d.g.F. 
 

Dringlichkeitsantrag der Fraktion der ÖVP Oberndorf eingebracht durch Vize Bgm. Sabine 
Mayrhofer gemäß § 25 Abs. 8 der Salzburger Gemeindeordnung 1994 

 
Die Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf möge beschließen:  
 
dass der Tagesordnungspunkt 13 „Verkauf altes Rathaus“ von der Tagesordnung genom-
men wird.  
 
Begründung:  
 
Es gibt ein Angebot von Karin Gruber vom 25.09.2018 über € 500.000,-, das somit € 
30.000,- höher liegt als das Angebot von der Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „die 
Salzburg“. 
 
Des Weiteren werden laut Schreiben von der Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „die 
Salzburg“ vom 17.09.2018 die Anforderungen nicht voll erfüllt.  
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Bürgermeister Schröder erklärt, dass ein Dringlichkeitsantrag dazu dient, einen zusätzlichen 
Tagesordnungspunkt aufzunehmen und nicht um einen Tagesordnungspunkt zu streichen. 
Eine Streichung entspricht nicht der Gemeindeordnung.  
 
In der nächsten Gemeindevertretungssitzung wird es zur Beschlussfassung dieses Themas 
kommen. Bei Tagesordnungspunkt 13 wird folgender Vorschlag unterbreitet werden: In einer 
eigens dafür vorgesehenen Gemeindevorstandssitzung wird jeder Anbotsleger sein Projekt 
vorstellen können. Die Gemeindevorstehung bereitet aufgrund dessen mit einer Punktebe-
wertung die Beschlussfassung für die Gemeindevertretungssitzung im November vor.  
 
Bürgermeister Schröder schlägt vor, dass dieser Dringlichkeitsantrag nicht beschlossen wird.  
 
1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer ist einverstanden und zieht den Dringlichkeitsantrag zu-
rück. Ziel war es, das über die Angebote und den Verkauf nochmals diskutiert wird.   
 
Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte verschieben sich entsprechend.  
 
Da seitens der Zuhörer keine Fragen auftreten, entfällt die Fragestunde für die Gemeinde-
bürger.  
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2. Beschlussfassung der Niederschrift vom 04.07.2018 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, das Protokoll der Gemeindevertretungssitzung vom 
04. Juli 2018 zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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3. Berichte des Bürgermeisters 

Bürgermeister Schröder berichtet:  
 
Die Gemeindevertretung wird zur Jahreshauptversammlung des Zweigvereins TV Oberndorf 
Volleyball am 30.09.2018 um 18:00 Uhr in der Sportmittelschule und zur Verleihung bei der 
Taekwondo Staatsmeisterschaft am 20.10.2018 von 14:00 bis 16:00 Uhr in der Stadthalle 
eingeladen. 
 
Die Berichte werden zur Kenntnis genommen.  
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4. Erweiterung Stellenplan 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Der Stellenplan „Stadtgemeinde“ besteht u. a. aus Stadtamt, Bauhof, Schulen, Kindergärten, 
Museum und Bibliothek. 
 
Folgende Stellenplanausweitung wird durchgeführt: 
 
Bauhof 
Aufgrund der Versorgungssicherheit im Bereich der Wasserversorgung und der Abdeckung 
der Rufbereitschaften ist es notwendig, den Stellenplan um einen zusätzlichen Planposten 
Pos. 5.20.16, Bewertung HD (handwerklicher Dienst), mit einem Beschäftigungsausmaß von 
100 % auszuweiten. 
 
Vom Amt der Salzburger Landesregierung, Abteilung 1/05 wurde bereits am 24.08.2018 die 
Genehmigung der Ausweitung mündlich in Aussicht gestellt.“  
 
1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer erklärt, dass ein Punkt der Ausschreibung sein sollte, dass 
der neue Mitarbeiter ein Mitglied der Feuerwehr Oberndorf ist bzw. werden sollte. Außerdem 
wäre es wünschenswert, dass die Kosten im Amtsbericht angeführt werden.  
 
Bürgermeister Schröder bestätigt, dass das ein Kriterium der Anstellung sein wird. In der 
Vergangenheit war mir das bei Neuanstellungen immer wichtig. Es muss aber zuerst eine 
geeignete Person für die Stelle gefunden werden. Lieber ein neuer Mitarbeiter, der nicht zur 
Feuerwehr geht, als gar kein neuer Mitarbeiter. Die Kosten sind nicht im Amtsbericht ange-
führt, da diese nur sehr schwer abschätzbar sind.  
 
1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer fragt, ob der fehlende Posten bisher in Form von Über-
stunden abgedeckt wurde und ob sich mit dem neuen Mitarbeiter dahingehend etwas ändern 
wird.  
 
Bürgermeister Schröder erwidert, dass sich dahingehend nichts ändern wird. Die Rufbereit-
schaft muss trotzdem gegeben sein. Der neue Posten bringt aber eine große Verbesserung 
für unseren Mitarbeiter im Wasserwerk.  
 
GV Prem fragt, ob die Genehmigung des Postens schon erfolgt ist.  
 
Bürgermeister Schröder antwortet, dass die Genehmigung bis jetzt nur mündlich vorliegt. Auf 
diese Genehmigung kann man sich aber mit Sicherheit verlassen.  
 
Stadtrat Mag. (FH) Danner fragt, ob der neue Mitarbeiter nur im Wasserwerk eingesetzt wird.  
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass der neue Mitarbeiter wie jeder andere Mitarbeiter auch 
Tätigkeiten des Bauhofes durchführen wird. Das wird auch ein Ausschreibungskriterium sein.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, den 
Stellenplan der Stadtgemeinde Oberndorf um einen zusätzlichen Planposten für den 
Bauhof zu erweitern.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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5. Verlängerung Kontokorrentkredite 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Salzburger Landeshypothekenbank 
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf hat für den Betrieb ihrer Einrichtungen bei der Salzburger 
Landeshypothekenbank AG einen Kontokorrentkreditrahmen in der Höhe von € 109.000,00. 
Der Rahmen endet mit 31.12.2018 und soll bis 31.12.2019 verlängert werden. Der letztmali-
ge Beschluss durch die Gemeindevertretung für die Verlängerung des Kontokorrentkredit-
rahmens für die Salzburger Landeshypothekenbank AG wurde am 20.09.2017 gefasst.  
 
Der Kontokorrentrahmen dient zur Vermeidung von Liquiditätsengpässen die durch zeitliche 
Verschiebungen zwischen Einnahmen und Ausgaben entstehen können. 
(z.B. Einnahmen aus Steuern, Gebühren, Ertragsanteilen und Gemeindebeiträgen,   
Ausgaben für Lohnkosten, Annuitäten und Sozialabgaben) 
 
Konditionen: 
3 Monats-Euribor + 0,95% ohne Rundung 
Habenzinssatz:. + 0,01% (dzt.) 
50 % Nachlass Kontospesen 
 
Volksbank Salzburg eG, Filiale Oberndorf 
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf hat für den Betrieb ihrer Einrichtungen bei der Volksbank 
Oberndorf einen Kontokorrentkreditrahmen in der Höhe € 182.000,00.    
Die Laufzeit der Kreditprolongation der Volksbank Oberndorf für den Kontokorrentkredit der 
Stadtgemeinde Oberndorf basierend auf den Kreditverträgen von 1983 und 2002 endet mit  
31.12.2018 (Beschluss GV 16.11.2016) und sollte nun bis 31.12.2019 verlängert werden. 
 
Konditionen: 
Aktueller Sollzinssatz: 0,931%, basierend auf den 3-Monats-Euribor + 1,25% Aufschlag, bei 
vierteljährlicher Verrechnung 
Habenzinssatz: 0,050 % 
Gebührenpaket € 220,00 pauschal pro Quartal  
 
Raiffeisenverband Salzburg, Filiale Oberndorf 
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf hat beim Raiffeisenverband Salzburg, Filiale Oberndorf 
mit Kreditvertrag vom 28.8.1997, der am 01.11.1997 aufsichtsbehördlich bewilligt und zuletzt 
am 16.11.2016 verlängert wurde, einen ausnützbaren Kontokorrentkreditrahmen in der Höhe 
von EUR 363.364,17 für die Konten 09.010.000, 09.010.935 und 09.012.170. 
Darüber hinaus steht der Stadtgemeinde auf diesen Konten eine weitere Kreditlinie in Höhe 
von EUR 286.636,00 zur Verfügung.  
Dieser Kontokorrentkreditrahmen endet mit 31.12.2018 und sollte bis 31.12.2020 verlängert 
werden. 
 
Konditionen: 
Sollzinssatz, basierend auf den 3-Monats-Euribor + 0,875 % Aufschlag, auf volle 1/8% auf-
gerundet. 
Habenzinssatz: +0,00%,  
50% Nachlass sämtlicher Kontoführungsgebühren.“  
 
GV Prem fragt nach der durchschnittlichen Auslastung der Kontokorrentkredite pro Jahr.  
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Frau Moßhammer erklärt, dass die Liquidität der Stadtgemeinde in den letzten Jahren sehr 
stabil war. Die Kontokorrentkredite sind zu 99 Prozent nicht ausgelastet. Sie dienen lediglich 
als Rahmen. Ein Kontokorrentkredit wird genutzt, wenn zum Beispiel gleichzeitig mit den 
Lohnzahlungen eine höhere Summe für ein Projekt zu bezahlen ist. In diesem Moment ist 
kurzfristig nicht genügend Geld vorhanden. Die letzte Inanspruchnahme war im Jahr 2016 
bei der Raiffeisenbank mit € 161.000,-. Am Jahresende waren wir aber wieder mit insgesamt 
€ 400.000,- im Plus. Man kann sagen, ein Kontokorrentkredit ist ein Arbeitskredit zur kurzfris-
tigen Inanspruchnahme.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag,  
 
1. die Verlängerung des Kontokorrentkreditrahmens bei der Salzburger Landeshypo-
thekenbank AG in der Höhe von € 109.000,00 bis 31.12.2019 zu beschließen. 
 
2. die Verlängerung des Kontokorrentkreditrahmens der Stadtgemeinde Oberndorf bei  
Volksbank Salzburg eG, Filiale Oberndorf in der Höhe von € 182.000,00, bis 31.12.2019 
zu beschließen. 
 
3. die Verlängerung des Kontokorrentkreditrahmens der Stadtgemeinde Oberndorf bei  
Raiffeisenverband Salzburg, Filiale Oberndorf, in der Höhe von € 650.000,17, Laufzeit 
bis 31.12.2020, zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (20 GV anwesend – GV Hagmüller ist währen der Abstimmung 
nicht im Sitzungszimmer): Wird einstimmig beschlossen.  
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6. Änderung des Haushaltsbeschlusses 2018 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Für Bewohner der Seniorenwohnhäuser Oberndorf und Bürmoos, welche Leistungen nach 
dem Salzburger Sozialhilfegesetz beziehen, erhält die Stadtgemeinde Oberndorf je Tag vom 
Sozialhilfeträger einen durch die Landesregierung in der Tarifobergrenzen-Verordnung für 
Senioren- und Seniorenpflegeheime festgelegten Grundtarif ausbezahlt. Dieser wurde durch 
die Verordnung LGBl. Nr. 60/2018 von EUR 29,75 auf EUR 33,05 angehoben, wobei dieser 
neue Tarif ab 1. August 2018 für die Berechnung der der Stadtgemeinde zustehenden Leis-
tungen heranzuziehen ist. 
 
Da aus Gründen der besseren Nachvollziehbarkeit für die Bewohner der Grundtarif nach der 
Tarifobergrenzen-Verordnung auch im Haushaltsbeschluss 2018 wiedergegeben wird, ist der 
dort angeführte Tarifbetrag an die neue Rechtslage anzupassen. 
 
Nach Rechtsauskunft des Salzburger Gemeindeverbandes soll die Änderung des Haus-
haltsbeschlusses auf den 1. August 2018 rückwirkend beschlossen werden. 
 
Der Verordnungsentwurf wird in der Folge wiedergegeben: 
 
 

‚VERORDNUNG 
 
der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf vom 26. September 2018, mit der  
 

der Haushaltsbeschluss 2018  
 
geändert wird. 
 
Auf Grund des Beschlusses der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf bei 
Salzburg vom 26. September 2018 (TOP 8) wird verordnet: 
 
  

§ 1 
Änderung des Haushaltsbeschlusses 2018 

  
Der von der Gemeindevertretung in ihrer Sitzung am 13. Dezember 2017 beschlossene und 
am 4. Juli 2018 abgeänderte Haushaltsbeschluss 2018 wird die Beilage 1 wie folgt geändert: 
 
In der dritten Zeile der zweiten Spalte der obersten Tabelle tritt an Stelle des Betrages 
„29,75“ der Betrag „33,05“. 
 
 

§ 2 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Verordnung tritt mit Ablauf der Kundmachungsfrist mit 1. August 2018 rückwirkend in 
Kraft. 
 
 
Für die Gemeindevertretung: 
Der Bürgermeister: 
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Peter Schröder 
 
 
An der Amtstafel angeschlagen am . . . . . . . . . . . . 
Von der Amtstafel abgenommen am  . . . . . . . . . . . ."  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, die oben-
stehende Verordnung, mit der der Haushaltsbeschluss 2018 geändert wird, zu be-
schließen.  
 
Offene Abstimmung (20 GV anwesend – GV Hagmüller ist während der Abstimmung 
nicht im Sitzungszimmer): Wird einstimmig beschlossen.  
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7. Klima- und Energiemodellregion 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Der nördliche Flachgau sieht sich großen Herausforderungen in Mobilität, Klimaschutz und 
Energie gegenüber. Gerade im Bereich der Mobilität wird dies besonders deutlich. Das regi-
onale Radverkehrskonzept sowie dessen Umsetzung leisten einen bedeutsamen Beitrag zur 
inter- und multimodalen Verkehrsgestaltung. Um das Potential unserer Region in allen Berei-
chen, insbesondere durch Bewusstseinsbildung und Öffentlichkeitsarbeit, bestmöglich zu 
nutzen (z.B. durch Unternehmerfrühstück, Implementierung von PV-Anlagen, Fortbildungen 
von Gemeindemitarbeitern etc.) wird über eine Installation einer Klima- und Energiemodell-
region (KEM) beraten. Diese wurde zudem bereits in der Bau- und Umweltausschusssitzung 
vom 13.09.2018 vorgestellt und vom Ausschuss positiv bewertet. 
 
Eine Klima- und Energiemodellregion ist ein Zusammenschluss mehrerer Gemeinden um 
ihre Stärken zu bündeln und sich noch zielgerichteter und effizienter Themen aus den Berei-
chen Mobilität, Energie und Klimawandel zu widmen. 
In Österreich gibt es bereits 91 KEM’s. Bekannte Beispiele sind u.a. die KEM Seenland und 
die KEM Lungau, die jeweils in den Regionalverbänden angesiedelt sind. 
 
Die Vorteile einer KEM sind vielfältig: 

 Hohe Fördersummen aus dem Klima- und Energiefonds.  

 Eröffnung neuer Fördermöglichkeiten durch das Prädikat „KEM“, wie z.B. Investitions-
förderungen bei Photovoltaik Anlagen, Umbau von Schulgebäuden etc. 

 Bündelung der Stärken unserer Region. 

 Effiziente Erreichung selbst festgelegter Ziele aus den Bereichen Klimaschutz, Mobili-
tät und Steigerung der Energieeffizienz. 

Alle drei Jahre kann um weitere Gelder angesucht werden. 
 
Finanzierung (basierend auf der Annahme, dass alle Regionsgemeinden beteiligt sind): 

 Insgesamt können in den drei Laufjahren 97.500€ zusätzlich in die Region geholt 
werden. Der Beitrag der Gemeinden beläuft sich insgesamt innerhalb von drei Jahren 
auf 47.500€. 

 Die Gesamtsumme bildet das KEM-Budget, aus welchem der KEM Manager und die 
Umsetzungsmaßnahmen finanziert werden. 

 Dazu kommen höhere Investitionsförderungen für Gemeinden bei z.B. klimarelevan-
ten Umbauten etc. 

 Das Qualitätsmanagement in Höhe von ca. 5.000€ pro Jahr wird von den Gemeinden 
getragen und ist in die unten stehende Berechnung bereits inkludiert. 
 

Folgend wird die Kostenaufteilung für drei Jahre auf die Regionsgemeinden dargestellt: 
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Ablauf: 

 Absichtserklärung der teilnehmenden Gemeinden, dass sie eine KEM werden wollen 
und ein Förderantrag gestellt werden soll. Außerdem die Zusage dass, im Falle einer 
Genehmigung des Förderantrags, von den Gemeinden ihr finanzieller Anteil über-
nommen wird. 

 Antragstellung (Oktober 2018). 

 Installation eines KEM-Managers. 

 Bei Zusage durch die Förderstelle wird im Jahr 2019 ein Umsetzungskonzept mit 
konkretem Maßnahmenkatalog erarbeitet 

 2020 und 2021 Umsetzungsphase der in 2019 erarbeiteten Maßnahmen. 

 Alle Phasen werden von einem externen Qualitätsmanagement begleitet.“  
 
2. Vizebürgermeister Ing. Djundja schlägt vor, dass der Beschluss dahingehend abgeändert 
wird, dass Oberndorf nur teilnimmt, wenn auch alle anderen sieben Gemeinden teilnehmen. 
Ansonsten würden sich die Kosten anders verteilen und Oberndorf hätte einen höheren Bei-
trag zu leisten.   
 
1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer erklärt, dass sie zusammen mit GV Petzlberger und Stadt-
rat Ing. Eder bei einem Workshop zu diesem Thema war. Dort stellte sich heraus, dass be-
reits fünf der sieben Gemeinden teilnehmen. Es entstand das Gefühl, dass es zu einem ein-
helligen Beschluss kommen wird. Der Beschlussvorschlag sollte daher nicht abgeändert 
werden. 
 
Bürgermeister Schröder erklärt, wenn eine große Gemeinde nicht teilnimmt, werden die Kos-
ten für Oberndorf erheblich höher. Darüber sollte diskutiert werden.  
 
Stadtrat Ing. Schweiberer fragt ob der KEM-Manager bereits in den Kosten beinhaltet ist.  
 
Stadtrat Ing. Eder antwortet, dass eine Anstellung im Ausmaß von 20 Wochenstunden, laut 
Herrn Fabian Wenger, in den Kosten beinhaltet ist.  
 
2. Vizebürgermeister Ing. Djundja fragt, wo der KEM-Manager angestellt sein wird.  
 
Stadtrat Ing. Eder antwortet, dass der KEM-Manager beim Regionalverband angestellt wird. 
Der Regionalverband wird den KEM-Manager aussuchen. Alle Gemeinden nahmen die Prä-
sentation positiv auf. Ein Beschluss fiel noch nicht bei allen.  
 
2. Vizebürgermeister Ing. Djundja wiederholt, dass man den Beschluss von der Teilnahme 
der anderen Gemeinden abhängig machen sollte. Wenn wir dann wissen, dass eine Ge-
meinde ablehnt, wird nochmals darüber diskutiert.  
 
Stadtrat Ing. Eder erklärt, wenn nach den drei Jahren Geld über bleibt, kann es an die Ge-
meinden rückbezahlt werden oder es wird in weitere drei Jahre investiert.   
 
Bürgermeister Schröder fragt, ob es eine Frist für die Bekanntgabe der Teilnahme gibt. Laut 
1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer ist es der 23.10.2018.  
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass vor dem 23.10.2018 ohnehin eine Gemeindevor-
standssitzung stattfinden soll. Zu diesem Zeitpunkt weiß man dann auch, ob die anderen 
Gemeinden teilnehmen. Abzuklären wäre noch, in welchem Dienstverhältnis der KEM-
Manager angestellt wird. Es darf kein Dienstverhältnis sein, das man nicht mehr auflösen 
kann. Ein Werkvertrag oder ein zwei-jähriges Dienstverhältnis mit Möglichkeit auf Verlänge-
rung um ein Jahr wäre sinnvoll.  
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1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer wirft ein, dass das genauso angedacht ist.  
 
Bürgermeister Schröder schlägt vor, dass die Gemeindevertretung die Gemeindevorstehung 
ermächtigt in der nächsten Gemeindevorstandssitzung die Zustimmung zu diesem Projekt zu 
erteilen.  
 
GV Strobl ist ebenfalls der Meinung, dass die Beschlussfassung von der Teilnahme der an-
deren Gemeinden abhängig gemacht werden sollte und fragt welche Gemeinden noch kei-
nen Beschluss gefasst haben.  
 
1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer antwortet, dass die Gemeinden Bürmoos und Nußdorf 
noch keinen Beschluss gefasst haben.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, die 
Gemeindevorstehung zu ermächtigen, den Tagesordnungspunkt in der nächsten Ge-
meindevorstandssitzung abzuhalten und zur Beschlussfassung zu bringen, unabhän-
gig davon, wie viele der anderen Gemeinden teilnehmen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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8. Änderung Flächenwidmungsplan im Bereich "Krankenanstalten Süd 2" samt Ände-
rung Bebauungsplan "Krankenanstalten" 
 
„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Gemeinsam mit der Flächenwidmungsplanänderung wird der bestehende Bebauungsplan 
„Krankenanstalten“ geändert. Die Flächenwidmungsplanänderung betrifft die Grundstücke 
914/1, 914/5, 899/1 KG Oberndorf. 
 
Verfahrensschritte: 

Entwurf wurde erstellt am: 01.02.2018 

Um Vorbegutachtung beim AdSLR angesucht: 02.02.2018 

Öffentlichkeitsarbeit: 03.05.2018 

Vorbegutachtung des AdSLR: 11.06.2018 

Auflagebeschluss vom: 23.05.2018 

Verständigung der Gemeindebürger mit Postwurfsendung: 15.06.2018 

Auflage des Entwurfes per Kundmachung an der Amtstafel 25.06.2018 bis 
24.07.2018 

Auflage des Entwurfes per Kundmachung im Internet 25.06.2018 bis 
23.07.2018 

Auflage des Entwurfs zur Einsicht 25.06.2018 bis 
24.07.2018 

Schriftliche Einwendungen eingegangen: Ja 

Stellungnahme des Gestaltungsbeirates bei Bebauungsplä-
nen der Aufbaustufe: 

Nicht erforderlich 

 

Die vorbereitenden Verfahrensschritte wurden ordnungsgemäß durchgeführt. Die Anregun-
gen der Fachabteilungen des Landes sowie eine Präzisierung zur Berechnung der baulichen 
Ausnutzbarkeit wurden in das Beschlussexemplar des Bebauungsplans und in den Pla-
nungsbericht eingearbeitet. 

1 Einwendung wurde erhoben (Änderung der Baufluchtlinie). Die Einwendung liegt dem Akt 
bei und ist in die Beratungen einzubeziehen.  

Im Bauausschuss vom 13.09.2018 wurde über die o.a. Änderungen und die Einwendung 
beraten und der Gemeindevertretung einstimmig empfohlen, die Änderungen zu beschließen 
und der Einwendung zu folgen.  
 
Beilagen:  

- Entwurf des Flächenwidmungsplans 
- Beschlussexemplar des Bebauungsplans.   

- Zugehöriger Planungsbericht" 
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass es zum bereits erfolgten Beschluss eine kleine Korrek-
tur gibt. Die Baufluchtlinie muss um einen Meter korrigiert werden, da die Balkone um einen 
Meter weiter hinaus ragen. Der Bauausschuss hat die Beschlussfassung empfohlen. Der 
Beschlussfassung steht nichts im Wege.  
 
Dipl.-Ing. Müller ergänzt, dass der Einwand von der VAMED kam. Die Empfehlung lautet 
dem Einwand zu folgen und daher die Baufluchtlinie an die Straßenfluchtlinie vorzusetzen.  
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Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, die 
Teilabänderung des Flächenwidmungsplans im Bereich ”Krankenanstalten Süd 2“ 
samt der Änderung des Bebauungsplans „Krankenanstalten“ wie vorliegend gemäß § 
65 Abs. 6 ROG 2009 zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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9. Grundsatzbeschluss zur Erweiterung der Verkaufsfläche Hofer um 10 % 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Das Areal der Fa. Hofer (Gst. 850/18) ist derzeit im Flächenwidmungsplan, auf Basis einer 
Standortverordnung, als ‚Bauland Handelsgroßbetriebe-Verbrauchermärkte‘ mit einer Ver-
kaufsfläche von 800 m² ausgewiesen.  
Die Firma Hofer hat angefragt, ob die Gemeinde einer Erhöhung der Verkaufsfläche um 
10 % zustimmen würde. Unter den Bedingungen des § 32 Abs. 5 Zi. 2 ROG 2009 könnte 
eine solche Erhöhung der Gesamtverkaufsfläche ohne neue Standortverordnung durchge-
führt werden."  
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass die Firma Hofer mit Schreiben vom 19.09.2018 mitteilt, 
dass die Erweiterung innerhalb des Gebäudes durchgeführt werden soll. Ein Lager soll in 
eine Geschäftsfläche umgewandelt werden. Die Vergrößerung soll zur besseren Präsentati-
on des Warenangebotes dienen. Eine Sortimentsausweitung ist nicht geplant.   
 
1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer erklärt, dass im Bauausschuss besprochen wurde, dass zu 
diesem Thema die Oberndorfer Wirtschaft befragt werden sollte. Von Amtswegen her ist dies 
nicht erfolgt. Ich habe das selbst übernommen. Die Oberndorfer Wirtschaft ist mit der Erwei-
terung einverstanden.  
 
Stadtrat Ing. Schweiberer ergänzt, dass die Erweiterung keine Konkurrenz darstellt.  
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass sich die Einkaufsmärkte zwar untereinander konkurrie-
ren aber eine große Bereicherung für den Ort sind. Unabhängig davon, ob die Oberndorfer 
Wirtschaft damit einverstanden ist oder nicht, muss sich die Gemeindevertretung eine Mei-
nung darüber bilden und eine Entscheidung treffen.   
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, ei-
nen Grundsatzbeschluss dahingehend zu fassen, dass eine Erhöhung der Gesamtver-
kaufsfläche der Fa. Hofer um 10 %  unter Anwendung des § 32 Abs 5 Zi 2 ROG 2009 
befürwortet wird. 
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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10. Abänderung Pflanzgebot Gewerbegebiet Süd 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Mit Schreiben vom 13.07.2017 wurden die Grundeigentümer im betroffenen Planungsgebiet 
darüber informiert, dass eine Änderung des Pflanzgebotes unter Zugrundelegung des Gut-
achtens des Sachverständigen Albrecht Thausing, basierend auf der aktuellen Situation vor 
Ort, möglich wäre. Eine Abänderung des Pflanzgebotes könne aber nur auf Antrag der 
Grundeigentümer erfolgen. 
Bis dato sind nur zwei Anträge eingegangen. Ein Antrag von Sabine Mayrhofer um entspre-
chende Abänderung und ein Antrag von Karl Schäfer um einen Verzicht auf die Baumbe-
pflanzung. 
Im Bauausschuss vom 13.09.2018 wurde die Thematik ausführlich erörtert und der Gemein-
devertretung empfohlen, eine Beschluss dahingehend zu fassen, dass das Pflanzgebot, auf 
Basis des Gutachtens des Sachverständigen Albrecht Thausing vom 01.06.2017, abgeän-
dert wird. Das dafür erforderliche Raumordnungsrechtliche Verfahren soll durch das Amt 
umgehend eingeleitet werden. " 
 
2. Vizebürgermeister Ing. Djundja wirf ein, dass 1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer bei diesem 
Thema befangen sein könnte. 1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer verlässt somit den Raum.  
 
Stadtrat Ing. Schweiberer fragt, ob die betroffenen Firmen mit dem Abänderungsvorschlag 
einverstanden sind.  
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass die Firma Schäfer einen Antrag auf Aufhebung des 
Pflanzgebotes gestellt hat. Die Firma Mayrhofer hat einen Antrag auf Umsetzung des 
Pflanzgebotes Thausing gestellt. Die Firma GEF hat das Pflanzgebot schon umgesetzt, je-
doch haben sie es so umgesetzt, wie es heute erst beschlossen werden soll.  
 
Dipl.-Ing. Müller ergänzt, dass es den Bebauungsplan Gewerbegebiet Süd schon seit 1997 
gibt. In diesem Bebauungsplan wurde ein Pflanzgebot festgeschrieben. Dieses war aller-
dings sehr schwach formuliert und besagte, dass Hecken und Bäume mit einheimischen 
Laubhölzern bepflanzt werden müssen. Im Jahr 2000 wurde der Bebauungsplan zweimal 
abgeändert. Bei diesen Änderungen blieb das Pflanzgebot unverändert. Bei einer erneuten 
Änderung am 02.03.2011 wurde das Pflanzgebot im Detail definiert (Baumhöhe 2,5m, 40 cm 
Umfang, heimische Laubgehölze). Nach dem 02.03.2011 haben die Firma Schäfer, GEV und 
Mayrhofer Baubewilligungen beantragt und auch erhalten. Deshalb wird für diese drei Firmen 
das neue Pflanzgebot schlagend.  
 
Stadtrat Ing. Schweiberer ergänzt, dass damals die Oichtensiedlung massiv gegen das Ge-
werbegebiet gearbeitet hat. Letztendlich kam es zu einem Kompromiss. Unter anderem auch 
aufgrund des Pflanzgebotes. Eine Aufhebung, wie die Firma Schäfer verlangt, wäre somit 
nicht durchführbar. Man ist der Oichtensiedlung verpflichtet.  
 
2. Vizebürgermeister Ing. Djundja wirft ein, dass das Thema sehr ausführlich im Bauaus-
schuss diskutiert wurde. Eine Ablehnung wäre definitiv nicht in Ordnung.  
 
Stadtrat Mag. (FH) Danner bestätigt ebenfalls, dass das Thema im Bauausschuss ausführ-
lich diskutiert wurde. Von einzelnen Firmen wurde offensichtlich versucht, das Pflanzgebot 
umzusetzen. Die Bäume sind wohl leider aufgrund des Untergrundes nicht wie gewünscht 
gewachsen. Es liegt nun ein guter Kompromiss vor. Der Empfehlung des Bauausschusses 
sollte gefolgt werden.  
 
Stadtrat Ing. Eder fragt, in welchem Zeitraum die Umsetzung erfolgen muss.  
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Dipl.-Ing. Müller erklärt, dass man den Zeitraum nicht abschätzen kann. Nach unserem Be-
schluss wird die Bezirkshauptmannschaft über die Abänderung informiert. Wie schnell eine 
andere Behörde arbeitet, können wir nicht sagen.  
 
Bürgermeister Schröder ergänzt, dass es durch den heutigen Beschluss hoffentlich endlich 
zu einer Umsetzung kommen wird.  
 
Wenn eine Firma das Pflanzgebot nicht umsetzt, muss man die Bezirkshauptmannschaft 
informieren. Dadurch kann sich alles wieder verzögern.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, das 
Amt zu beauftragen, ein Raumordnungsverfahren zur Abänderung des Bebauungs-
plans ‚Gewerbegebiet Süd‘ dahingehend einzuleiten, dass das Pflanzgebot, auf Basis 
des Gutachtens des Sachverständigen Albrecht Thausing vom 01.06.2017, abgeändert 
wird. 
 
Offene Abstimmung (20 GV anwesend – 1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer ist während 
des gesamten Tagesordnungspunktes nicht im Sitzungszimmer): Wird einstimmig 
beschlossen.  
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11. Friedhof Oberndorf - Naturbestattung, Urnengräber 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Wie bereits in der Sozialausschusssitzung am 09.05.2018 sowie in der Bauausschusssitzung 
am 13.09.2018 besprochen, geht die Tendenz immer mehr zu Urnenbestattungen. 
 
2017: 32 Urnenbestattungen = 71,11%, 13 Erdbestattungen = 28,89% 
2018: 25 Urnenbestattungen = 67,6%, 12 Erdbestattungen = 32,4%,  
 
Derzeitige Situation:  
Die Urnenerdgräber, welche ab 2012 vergeben wurden, sind mittlerweile bis auf 4 freie Grä-
ber alle vergeben. In den letzten 6 Jahren wurden somit 48 neue Urnenerdgräber vergeben 
(8 pro Jahr), ohne Berücksichtigung der Urnenbeisetzungen in „normale“ Erdgräber. 
 

Es wird seitens der Friedhofsverwaltung vorgeschlagen, eine Naturbestattung mit verrottba-
rer Urnen (ähnlich wie bei Paxnatura) bei der freien Wiese zu gestalten – siehe Plan: 
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Die Pflege der Bäume bzw. Mähen der Wiese wird wie bisher seitens des Bauhofes erfolgen. 
 
Die Kostenschätzung für das Material beläuft sich auf € 9.434,40. Die Arbeiten würden sei-
tens des Bauhofes durchgeführt werden. 
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Bezüglich der Urnennischen müssten diese erweitert werden. Eine Erweiterung um 6 Ni-
schen lt. beigefügtem Foto wäre ohne großen Aufwand möglich. Ein Angebot seitens der 
Firma Tiefenthaler-Schichtle wird der Stadtgemeinde Oberndorf vor der nächsten Gemein-
devertretungssitzung zugestellt.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass die beschriebene Vorgehensweise bereits mit dem 
Pfarrer besprochen wurde. 
 
GV Hagmüller fragt, auf welchem Platz bei der beschriebenen Vorgehensweise die her-
kömmlichen Erdurnengräber geplant sind.  
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass man die kleinen Erdurnengräber auslaufen lassen 
möchte.  
 
GV Hagmüller ist der Meinung, dass der geplante Platz nicht ideal für das Vorhaben ist.  
 
Bürgermeister Schröder erwidert, dass die Örtlichkeit nicht nur in zwei Ausschusssitzungen 
sondern auch mit Herrn Pfarrer Erber besprochen wurde.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, die 
Durchführung der erforderlichen Arbeiten laut den Angeboten zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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12. Dienstbarkeitsvertrag 30KV Erdleitung mit der Salzburg AG f. Energie, Verkehr und 
Telekommunikation zur neuen Trafostation Oberndorf Lepschi 1228 f. Gst-Nr. 745/12 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Durch die Salzburg AG für Energie, Verkehr und Telekommunikation wurde ein Dienstbar-
keitsvertrag über die Leitungsführung vorgelegt. Betroffen ist das sich im Eigentum der 
Stadtgemeinde Oberndorf befindliche Grundstück 745/12 KG 56410 Oberndorf. Die Verein-
barung beinhaltet das Recht ein Hochspannungserdkabel sowie Kabel zur Übertragung von 
Nachrichten aller Art, laut Situationsplan in den einvernehmlich festgelegten Strecken und 
Tiefenlagen samt Zubehör zu verlegen und gegebenenfalls mit oberirdisch angebrachten 
Kabelmarksteinen zu kennzeichnen.  
Damit verbunden ist auch das Recht die fertig gestellten Leitungsanlagen samt Zubehör, 
gegebenenfalls auch voneinander unabhängig zu betreiben, zu überprüfen, instand zu hal-
ten, zu erneuern, umzubauen, Aufgrabungen vorzunehmen und das betroffene Grundstück 
jederzeit ungehindert zu betreten, vorübergehend Aushubmaterial zu lagern und soweit not-
wendig oder zweckmäßig, mit Fahrzeugen jeder Art zu befahren. Die Dienstbarkeitsberech-
tigte nimmt die Rechtseinräumung an.  
Die Gemeinde verpflichtet sich somit in ordentlicher Bestellung einer Dienstbarkeit, die Er-
richtung, den Bestand auf Dauer des Betriebes dieser leitungsanlagen samt Zubehör ein-
schließlich der Vermarkung samt allen Arbeiten und Vorkehrungen im angeführten Umfange 
zu dulden und alles zu unterlassen, was eine Beschädigung oder Störung der Kabellinie zur 
Folgen haben könnte.  
Weiters verpflichtet sich die Gemeinde, die Salzburg AG 14 Tage vor beabsichtigter Gra-
bungsarbeiten im Bereich der Leitungsanlagen zu verständigen. Die Weisungen der Salz-
burg AG bzw. des gegebenenfalls entsandten kostenlosen Vertreters auf der Baustelle sind 
zu beachten und einzuhalten. 
Die Salzburg AG ist berechtigt, jederzeit über das ihr eingeräumte Recht der Dienstbarkeit 
ohne Einschränkung zu verfügen. Sie ist im Falle des Verzichtes berechtigt und verpflichtet, 
die von ihr errichteten Anlagen jeder Art zu entfernen und den ursprünglichen Zustand her-
zustellen bzw. die Anlagen abzuschalten und zu belassen.  
Die Salzburg AG verpflichtet sich zur Herstellung des ursprünglichen Zustandes, sowie für 
nachweisbare Flur- und Sachschäden, die anlässlich der Errichtung, Änderung, Vornahme 
von Reparaturen und Instandsetzungen, Erneuerung, Überprüfung, Umbau sowie des Be-
triebes und der Wartung der Leitungsanlagen entstehen im Rahmen der gesetzlichen Best-
immungen Ersatz zu leisten. Die Entschädigung ist mit dem Zeitpunkt der tatsächlichen 
Durchführung jener Arbeiten fällig, die den Entschädigungsanspruch begründen. Mit der Be-
zahlung des Entschädigungsbetrages hat der Grundeigentümer gegen die Salzburg AG aus 
diesem Titel keine wie immer gearteten Ansprüche.  
Die Vertragsteile verpflichten sich, die in diesen Vertrag übernommenen Rechte und Pflich-
ten auf ihre allfälligen Rechtsnachfolger und Nachfolger im Besitz zu überbinden und auch 
diese zu verpflichten, diese Rechte und Pflichten an allfällige Rechts- und Besitznachfolger 
zu übertragen.  
Alle Kosten und Gebühren, die durch die Errichtung und grundbücherliche Durchführung und 
spätere Löschung dieses Vertrages entstehen, gehen zu Lasten der Salzburg AG. 
Ein gesondertes Entgelt für die Einräumung dieser Dienstbarkeit und für alle mit dem Be-
stand derselben verbundenen bzw. dadurch hervorgerufenen Wirtschaftserschwernisse wird 
nicht geleistet. Die Einräumung der Dienstbarkeit erfolgt nicht in Form einer Schenkung. Die 
Einräumung erfolgt entgeltlich, wobei der Wert der Dienstbarkeit mit € 1,-- bestimmt wird.  
Die Gemeinde kann jederzeit eine entsprechende Abänderung der auf den Gemeindestra-
ßen (§1 Abs.1 lit. c i.V. mit § 2 Abs.1 und 2 LStG 1972) errichteten Leitungsanlagen verlan-
gen, falls dies wegen einer baulichen Umgestaltung der Gemeindestraßen oder aus Ver-
kehrsrücksichten notwendig wird. Die Kosten der Abänderung gehen zu Lasten der Salzburg 
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AG; die Gemeinde wird von diesem Recht nur dann Gebrauch machen, wenn entscheidende 
Gründe straßenbaulicher oder verkehrstechnischer Art dies zwingend erfordern.“  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, auf Ab-
schluss des Dienstbarkeitsvertrages mit der Salzburg AG zur Einverleibung der 
Dienstbarkeit der Duldung, Errichtung, des Betriebes, der Erhaltung und Erneuerung 
auf Bestandsdauer des Hochspannungserdkabels samt Nachrichtenkabel auf Grund-
stück 745/12, EZ 584, KG 56410 Oberndorf als das dienende Gut  zugunsten der Salz-
burg AG für Energie, Verkehr und Telekommunikation. 
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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13. Verkauf altes Rathaus, Untersbergstraße 25 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf hat in der Jänner Ausgabe 2018 des Mitteilungsblattes bzw. 
auf der Homepage der Stadtgemeinde den Verkauf des alten Rathauses in der Untersberg-
straße 25 und das dazugehörige Grundstück mit einem Ausmaß von 594 m² zum Verkauf 
unter folgenden Bedingungen angeboten: 
 
Als Mindestpreis für das Kaufobjekt wird ein Betrag von € 470.000,-- als angemessen ange-
sehen. Interessierte Käuferinnen und Käufer werden gebeten, ihr Angebot bis spätes-
tens Donnerstag, 1. März 2018, im Rathaus, Untersbergstraße 25, 5110 Oberndorf, ab-
zugeben. Für den Stadtkern wurde im Jahr 2015 ein Bebauungsplan verordnet, der u. a. die 
Höhenentwicklung und die Bebaubarkeit beinhaltet. Für das Stadtgebiet wurde darüber hin-
aus eine Stellplatzverordnung zur Regelung der Parkplätze erlassen.  
 

Das Angebot hat neben dem städtebaulichen Konzept Aussagen über die seitens der Ver-
käuferin erwartete Umsetzung folgender Punkte zu enthalten: 

 Eine gewerbliche Nutzung im gesamten Objekt 

 Schaffung von qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen 

 Langfristige Absicherung durch geeignete und garantierte Maßnahmen   
Weiters erwarten wir: 

 Wiederkaufsrecht für die Stadtgemeinde Oberndorf, wenn das Konzept nicht inner-
halb von drei Jahren nach Übergabe des Objektes vollständig umgesetzt ist 

 Einräumung eines Vorkaufsrechtes für die Stadtgemeinde bei Veräußerung des 
Grundstückes 

 

Bei der Verkaufsentscheidung wird besonderes Augenmerk auf die Plausibilität und Nachhal-
tigkeit des Konzeptes gelegt. 
 
Auf Basis der Ausschreibung sind drei Angebote eingegangen. 
 
Inhaltlich haben das Angebot von Mag. Alexander Melkus und der Wohn- und Siedlungsge-
nossenschaft „die salzburg“ den Ausschreibungsbedingungen entsprochen. Das dritte Ange-
bot entsprach nicht den Ausschreibungsbedingungen.  
 
Die Gemeindevorstehung hat den Bürgermeister in ihrer Sitzung vom 18.04.2018 dahinge-
hend beauftragt, Gespräche mit den beiden Bietern betreffend einer Kooperation zur Bebau-
ung des Grundstückes Altes Rathaus und des Nachbargrundstückes, welches sich im Eigen-
tum der Genossenschaft befindet, zu führen. Nach mehreren Gesprächsrunden mit beiden 
Bietern, insbesondere mit Herrn Mag. Alexander Melkus wurde durch diesen mit E-Mail vom 
08.07.2018 mitgeteilt, dass sie zu dem Entschluss gekommen seien, das Projekt Ankauf Al-
tes Rathaus nicht weiter zu verfolgen. Begründet wurde diese, dass die diversen Einschrän-
kungen und die damit verbundenen Risiken für sie nicht kalkulierbar seien. Das Kaufanbot 
der Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „die salzburg“ mit einem Kaufpreis in der Höhe von 
€ 470.000,- war bis zum 30.06.20158 befristet.  
 
Mit Schreiben vom 17.09.2018 wurde durch die Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „die 
salzburg“ mitgeteilt, dass sie weiterhin am Erwerb der Liegenschaft Interesse hat. Im Falle 
eines Erwerbes würden beide Grundstücke zusammengelegt und einer einheitlichen Bebau-
ung zugeführt.  Aufgrund der Zusammenlegung und der Bebauung der Grundstücke ist eine 
gemeinsame Tiefgarage mit der Erschließung über die Färberstraße geplant. Aus dem dem 
Schreiben beigelegten Vorentwurf einer möglichen Bebauung geht hervor, dass auf der Lie-
genschaft „Altes Rathaus“ sowohl für das Erdgeschoss als auch für das erste und zweite 
Obergeschoss eine gewerbliche Nutzung vorgesehen ist. Im zurückversetzten Dachge-
schoss ist eine Wohnung geplant. Als Äquivalent dafür befindet sich das Stiegenhaus zur 
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Gänze auf der bereits der Genossenschaft gehörenden Liegenschaft bzw. wurde auf dieser 
im Erdgeschoss ebenfalls Gewerbeflächen geplant. Damit ist nach Auffassung der Genos-
senschaft die Forderung der Ausschreibung zur gewerblichen Nutzung mehr als erfüllt.  
 
Zum Wiederkaufs- bzw. Vorkaufsrecht wurde auf das Schreiben vom 28.02.2018 verwiesen. 
Dort wurde seitens der Genossenschaft festgehalten, dass ein Wiederkaufsrecht, wenn das 
Konzept nicht innerhalb von drei Jahren nach Übergabe des Konzeptes vollständig umge-
setzt ist, ein zeitliches Problem darstellt. Es wird mit einer Bauzeit von 20 bis 24 Monaten 
gerechnet. Darin enthalten sind rund 12 Monate für die Einreichplanung, die Ausführungs- 
und Detailplanung, die Ausschreibung und Vergabe der Bauarbeiten. Vor Beginn der Pla-
nungsarbeiten ist in Abstimmung mit den zukünftigen Nutzern noch ein vollständiges Raum- 
und Funktionskonzept zu entwickeln und Vorverträge dazu abzuschließen. Aus diesem 
Grund wird seitens der Genossenschaft vorgeschlagen, dass die Stadtgemeinde auf ihr 
Wiederkaufsrecht verzichtet, wenn das Gebäude mit den geforderten Nutzungen bereits in 
Bau ist.  
 
Zum Vorkaufsrecht wurde festgehalten, dass manche Nutzer, mit denen die Genossenschaft 
Gespräche führt beabsichtigen, ihre Büro-, Geschäfts- bzw. Ordinationsräumlichkeiten in 
Eigentum zu erwerben. Da diese Verträge nur schwer mit dem Vorbehalt des Wiederkaufs-
rechtes der Stadtgemeinde abzuschließen sind, schlägt die Genossenschaft eine Formulie-
rung dahingehend vor, dass sich das Vorkaufsrecht der Stadtgemeinde nur auf einen Ge-
samtverkauf der Liegenschaft bezieht. 
 
Unter diesen Voraussetzungen ist die Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „die salzburg“ 
nach wie vor zum Erwerb der Liegenschaft mit einem Kaufpreis von € 470.000,- bei Lasten-
freiheit bereit. Sie fühlt sich an dieses Angebot bis zum 31.12.2018 verpflichtet.“  
 
Bürgermeister Schröder berichtet: 
 
Bei der ersten Ausschreibung des Verkaufs des Altes Rathauses haben die Angebote nicht 
der Ausschreibung entsprochen. Bei der zweiten Ausschreibung gab es die Entscheidung, 
dass man mit einem Bieter nicht mehr weiterverhandelt. Der zweite Bieter zog sein Angebot 
zurück. Das Angebot des dritten Bieters lief Ende Juni aus. Dieses wurde aber nochmals 
verändert und im September erneut abgegeben und im Gestaltungsbeirat präsentiert. Ges-
tern kam ein erneutes Angebot von Frau Gruber, welches aber nicht den damaligen Anforde-
rungen entspricht.  
 
Um alle Diskussionen zu beenden, gibt es folgenden Vorschlag (wird durch Amtsleiter Dr. 
Schäffer vorgelesen):  
 
„Die Gemeindevorstehung wird durch die Gemeindevertretung beauftragt ein Auswahlverfah-
ren in Bezug auf die Veräußerung der Liegenschaft Altes Rathaus, Untersbergstraße 25, zur 
Vorbereitung der Verkaufsentscheidung durch die Gemeindevertretung durchzuführen. Die 
Bieter haben für das Auswahlverfahren ein Konzept mit folgenden Inhalten vorzulegen:  
 

 Mindestkaufpreis von € 470.000,-  

 Ein innovatives städtebauliches Konzept  

 Eine gewerbliche Nutzung im Objekt 

 Schaffung von qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen 
 

Weiters erwarten wir Vorschläge zu einem möglichen Wiederkaufsrecht für die Stadtgemein-
de, wenn das vorgelegte Konzept nicht umgesetzt wird. 
 
Zur Vorlage des Konzeptes werden folgende Bieter eingeladen:  
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 Alexander Melkus (Firma Sigmatek)  

 Areal Immobilien GmbH Salzburg 

 Karin Gruber, Oberndorf  

 Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „die salzburg“ 
 
Die Punktebewertung wird wie folgt festgelegt:  
 

 Punkte 1. Platz Punkte 2. Platz Punkte 3. Platz Punkte 4. Platz 

Kaufpreis 30 25 20 15 

innovatives städtebauliches 
Konzept 

30 25 20 15 

gewerbliche Nutzung 20 15 10 5 

Schaffung von qualitativ 
hochwertigen Arbeitsplätzen 

20 15 10 5 

 

Beschlussvorschlag: 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, zur Vorbereitung der Verkaufsentscheidung durch die 
Gemeindevertretung an den Bestbieter, die Gemeindevorstehung mit der Durchführung des 
Auswahlverfahrens für den Verkauf des Alten Rathauses, Untersbergstraße 25, mit den o.a. 
Auswahlkriterien und der festgelegten Punktebewertung zu beauftragen.“ 
 
Stadtrat Ing. Schweiberer steht diesem Vorschlag positiv gegenüber. Wir sollten aus unseren 
Fehlern bzw. aus der Erfahrung lernen. Es ist absolut unverständlich für diesen Standort kei-
nen Käufer zu finden. Die Vorstellungen waren damals viel zu hoch. Wir müssen ganz klar 
definieren, was wir wollen und das ordentlich vorbereiten.  
 
Bürgermeister Schröder erwidert, dass das größte Kriterium Wiederkaufsrecht verändert 
wurde. Die Kriterien wurden generell aufgeweicht.  
 
Dass es keine Käufer gab, stimmt nicht. Ein großes Problem stellen aber die Parkplätze dar.  
 
Stadtrat Mag. (FH) Danner wirft ein, dass ein Kriterienkatalog grundsätzlich gut ist. Es stellt 
sich aber die Frage, wer in der Gemeindevorstehung wirklich fachlich über ein innovatives 
städtebauliches Konzept urteilen kann.  
 
Bürgermeister Schröder antwortet, dass zur erwähnten Gemeindevorstandssitzung Experten 
eingeladen werden. Über eine Punktebewertung kann man immer diskutieren.  
 
GV Strobl fragt, warum das Kriterium Arbeitsplätze so niedrig bepunktet ist und schlägt vor, 
dass die Bepunktung überdacht wird.  
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass die vorgelegte Bepunktung nur ein Vorschlag ist. In der 
Gemeindevorstehung kann man sich gerne nochmals darüber unterhalten.  
 
1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer merkt an, dass es noch keine konkreten Angaben zu den 
Mietern oder Käufern gibt. Hier muss man bei der Bewertung vorsichtig sein.  
 
Bürgermeister Schröder wirft ein, dass der Vorschlag den Gemeindevorstandsmitgliedern zur 
Durchsicht zugestellt wird.  
 
2. Vizebürgermeister Ing. Djundja fragt, ob in der Gemeindevertretungssitzung im November 
der finale Beschluss fallen wird. Bürgermeister Schröder bestätigt das.  
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Amtsleiter Dr. Schäffer erklärt, dass wir den Anbietern eine Frist setzen werden müssen.  
 
Bürgermeister Schröder schlägt vor, wenn bis zur Gemeindevorstandssitzung noch ein An-
gebot einlangen würde, wird dieses noch berücksichtigt. Nach der Abhandlung der Sitzung 
können keine Angebote mehr abgegeben werden.  
 
2. Vizebürgermeister Ing. Djundja wiederholt, dass somit der Fristtag, der Tag der Gemein-
devorstandssitzung ist.  
 
GV Dr. Weiß fragt nach dem Zeitraum zwischen Gemeindevorstandssitzung und Gemeinde-
vertretungssitzung. Sind hier noch Nachbesserungen möglich? 
 
Bürgermeister Schröder wiederholt, dass nach der Gemeindevorstandssitzung kein Angebot 
mehr abgegeben oder verändert werden kann.  
 
Stadtrat Ing. Schweiberer fragt ob eine Punktebewertung überhaupt rechtlich erlaubt ist, 
wenn es einen geltenden Bebauungsplan gibt.  
 
Bürgermeister Schröder bestätigt das.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, 
zur Vorbereitung der Verkaufsentscheidung durch die Gemeindevertretung an den 
Bestbieter, die Gemeindevorstehung mit der Durchführung des Auswahlverfahrens für 
den Verkauf des Alten Rathauses, Untersbergstraße 25, zu beauftragen. Die genaue 
Punktebewertung wird nochmals diskutiert.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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14. Verwaltungsvertrag Wohnhäuser Watzmannstraße 3, 5 und 7 sowie Uferstraße 33 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 

VERWALTUNGSVERTRAG 
 
abgeschlossen zwischen der Stadtgemeinde Oberndorf bei Salzburg, Untersbergstraße 25, 
5110 Oberndorf bei Salzburg, im Folgenden kurz „Stadtgemeinde Oberndorf“ genannt einer-
seits 
und 
der Gemeinnützigen Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „salzburg“ reg.Gen.m.b.H., Iganz-
Harrer-Str. 35, 5020 Salzburg, im Folgenden kurz „die salzburg“ genannt, 
wie folgt: 
 

Präambel 
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf ist Eigentümerin der Liegenschaft EZ 808, KG 56410 Obern-
dorf, Bezirksgericht Oberndorf, mit den Wohnhäusern Watzmannstraße 3, 5 und 7 sowie 
Uferstraße 33. 
Gemäß Beschluss der Gemeindevertretung der Marktgemeinde Oberndorf, nunmehr Stadt-
gemeinde Oberndorf, vom 14.12.1982 nimmt die salzburg seit 1.1.1983 die Hausverwaltung 
hinsichtlich der Wohnungen der vorangeführten Häuser vor. Da ein schriftlicher Vertrag sei-
nerzeit nicht abgeschlossen wurde, wird nachstehender Hausverwaltungsvertrag zur Festle-
gung der hinkünftigen Rechte und Pflichten abgeschlossen: 
 

1. 
Die salzburg übernimmt folgende Aufgaben und Maßnahmen: 

 
1.1. 

Ordentliche Verwaltung: 
a) Vertretung des Hauseigentümers in allen zur Abwicklung der ordnungsgemäßen Verwal-

tung notwendigen Arbeiten. 
b)  Veranlassung notwendiger Schadensbehebungen. 
c)  Errichtung der Mietverträge für die von der Stadtgemeinde Oberndorf namhaft gemachten 

Mieter und Vorlage dieser Mietverträge an die Stadtgemeinde Oberndorf zur Unterferti-
gung. 

d)  Vorschreibung aller von den Mietern zu leistenden Beträge. 
e)  Überwachung der Zahlungseingänge und Vornahme des Mahnwesens. 
f)  Legung einer jährlichen Gesamtabrechnung an die Stadtgemeinde Oberndorf bis spätes-

tens Ende Jänner des Folgejahres hinsichtlich des Hauses Uferstraße 33 einerseits und 
der Häuser Watzmannstraße 3, 5 und 7 andererseits. 

g)  Erstellung der monatlichen Umsatzsteuervoranmeldung und Übermittlung an die Stadt-
gemeinde Oberndorf sowie Überweisung der Zahllast an die Stadtgemeinde Oberndorf. 

h)  Jährliche Abrechnung der Betriebskosten mit den Mietern. 
i)  Abwicklung von Versicherungsschäden. 
j)  Beauftragung notwendiger Wartungs-, Erhaltungs- und Erneuerungsarbeiten mit Ab-

schluss der erforderlichen Werkverträge. 
k)  Ausführungskontrolle vorgenommener Arbeiten und Rechnungsprüfung. 
l)  Vornahme des Zahlungsverkehrs hinsichtlich der Rechnungen des Betriebes, der Erhal-

tung und der Erneuerung. 
m)  Obsorge für eine ordnungsgemäße Hausbetreuung, Abschluss entsprechender 

Werkverträge, Überwachung der beauftragten Arbeiten. 
n)  Sorge für die Einhaltung der Hausordnung sowie Vornahme der dazu erforderlichen Kor-

respondenzen. 
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o)  Für die Stadtgemeinde werden treuhändig Konten für die beiden Wohnanlagen geführt. 
p)  Wohnungsrücknahmen und Wohnungsübergaben. 
q)  Abwicklung Behördenangelegenheiten (hievon ausgenommen sind Antragstellungen und 

Zurückziehungen). 
r)  die außergerichtliche und – erforderlichenfalls – gerichtliche oder verwaltungsbehördliche 

Durchsetzung nachfolgender angeführter Ansprüche der Stadtgemeinde aus dem Miet-
verhältnis in Vertretung dieser, nämlich: 

 die Zahlung des Mietzinses, der Bewirtschaftungs-, Heiz- und Warmwasserkosten, der 
Kaution und der Mietvertragsgebühr 

 die vorzeitige Aufkündigung bzw. Auflösung des Mietvertrages und die Durchsetzung 
der Räumung des Mietobjekts im Falle des Auflaufens von qualifizierten Zahlungsrück-
ständen 

 die Durchsetzung der Räumung des Mietobjekts nach Beendigung des Mietverhältnis-
ses 

 die Rückzahlung der Kaution und 

 die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gegenüber den Mietern, deren Mit-
bewohnern oder Gästen hinsichtlich jener Kosten, welche im Rahmen der Beseitigung 
von Schäden entstehen, die durch eine über das übliche Maß hinausgehende Abnüt-
zung oder sonst durch eine zumindest fahrlässig verursachte Beschädigung des Miet-
gegenstandes entstanden und die von der mietenden Partei bzw. von deren Mitbewoh-
nern oder Gästen zu verantworten sind. 

 
Die Stadtgemeinde bevollmächtigt „die salzburg“ sie in allen das abzuschließende Mietver-
hältnis betreffenden Belangen gegenüber Dritten rechtsgeschäftlich zu vertreten; dies gilt 
insbesondere im Verhältnis zu den Mietern und gegenüber Rechtsanwälten, Professionisten 
oder Versicherungen. Zur Durchsetzung der oben erwähnten Ansprüche der Stadtgemeinde 
bevollmächtigt diese mit Unterfertigung dieses Vertrages „die salzburg“ mit der Beauftragung 
eines Rechtsanwaltes in ihrem Namen. 
 

1.2. 
Außerordentliche Verwaltung, insbesondere Durchführung größerer Instandhaltungs- und 
Erneuerungsarbeiten: 
a)  Auflistung der gewünschten bzw. notwendigen Sanierungsmaßnahmen. 
b)  Erste Kostenschätzung dieser Arbeiten und Setzung von Prioritäten. 
c)  Ausarbeitung eines Finanzierungsplanes. 
d)  Planung und Ausschreibung der Arbeiten, Kontrolle der Leistungsverzeichnisse, Vergabe-

vorschläge sowie Auftragsvergabe samt Abschluss der Werkverträge nach  Freigabe der 
dazu berufenen Organe der Stadtgemeinde. 

e)  Ausführungskontrolle 
f)  Abrechnung 
 

2. 
Entgelt 
a)  Zur Deckung der Kosten der ordentlichen Verwaltung wird das Entgelt gem. § 6 Abs. 1 Z 

1 lit a) der Entgeltrichtlinienverordnung 1994 – ERVO 1994, BGBL Nr. 924/1994, zuletzt 
geändert durch BGBL. II Nr. 116/2009, das ist derzeit der Betrag von € 19,16 pro Woh-
nung und Monat, zuzüglich Umsatzsteuer vereinbart. Dieses Entgelt wird von der Haus-
verwalterin mit den monatlichen Betriebskosten den Mietern verrechnet. 

b)  Für Instandhaltungs- und Erneuerungsarbeiten größeren Umfanges, die einen erhöhten 
Verwaltungsaufwand mit sich bringen, insbesondere wenn die Durchführung dieser Arbei-
ten eine schwierige technische Vorbereitung oder die Koordinierung mehrerer Auftrag-
nehmer erfordert, wird eine Baumanagementgebühr von derzeit 3 % und für die dabei er-
brachten technischen Büroleistungen (Kostenermittlungsgrundlagen, technische und ge-
schäftliche Oberleitung) und für die örtliche Bauaufsicht jeweils analog der Honorarord-
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nung für Architekten zusätzlich ein Satz von derzeit 7 %, zuzüglich der jeweils geltenden 
Umsatzsteuer vereinbart.  

3. 
Dieser Vertrag wird in zwei Originalausfertigungen erstellt. 
 

4. 
Änderungen, Ergänzungen, Zusätze u. dgl. zu diesem Vertrag bedürfen zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Schriftform, ebenso ist ein Abgehen von diesem Vertragspunkt an die Schrift-
form gebunden. 
 

5. 
 Auftragsverarbeitung gem. Art. 28 DSGVO: 

a) Im Rahmen des Vertragsverhältnisses verarbeitet die salzburg folgende Arten von 

personenbezogenen Daten für die Stadtgemeinde Oberndorf: Mieterstammdaten be-

stehend aus Titel, Vorname, Nachname, Geburtsdatum, Anschrift, Ort, Postleitzahl, 

Telefonnummer, e-Mail-Adresse, Verrechnungsdaten bestehend aus Mietzins, Be-

triebskosten samt Aufschlüsselung sowie Kontodaten der Mieter für die Abwicklung 

des Zahlungsflusses bspw. SEPA-Lastschriftverfahren, Stammdaten von Professio-

nisten bestehend aus Titel, Vorname, Nachname, Geburtsdatum, Anschrift, Ort, Post-

leitzahl, Telefonnummer, e-Mail-Adresse, sofern es sich hiebei um natürliche Perso-

nen handelt bzw. deren Mitarbeiter. 

 
b) Der Zweck der Verarbeitung ergibt sich aus dem Leistungsgegenstand. 

 
c) Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten durch die salzburg erfolgt in folgen-

der Weise: das Erheben, das Erfassen, das Organisieren, das Ordnen, die Speiche-

rung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Offenle-

gung durch Übermittlung an zur Auftragserfüllung notwendigen Professionisten, der 

Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder Vernichtung 

von Daten, die der salzburg im Zuge seiner Auftragserfüllung zur Kenntnis gebracht 

werden. 

 

d) Alle Verarbeitungstätigkeiten der salzburg werden ausschließlich innerhalb des EU-

Raums und gem. der DSGVO durchgeführt."  

 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass die angeführten Gemeindebauten durch eine Wohn-
baugenossenschaft verwaltet werden. Dazu gab es im Jahr 1982 einen Gemeindevertre-
tungsbeschluss. Es wurde 1982 lediglich die Vertragserrichtung eines Verwaltungsvertrages 
mit der Genossenschaft vergessen. Bei der Prüfung durch den Landesrechnungshof wurden 
wir mit der Vertragserrichtung beauftragt. Der vorliegende Vertrag entspricht den Vereinba-
rungen aus 1982. Es wurden rechtliche Modifizierungen vorgenommen.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, den 
vorliegenden Verwaltungsvertrag für die Wohnhäuser Watzmannstraße 3, 5 und 7 so-
wie Uferstraße 33 mit der Wohn- und Siedlungsgenossenschaft „die salzburg“ abzu-
schließen. 
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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15. Gemeinnützige Oberndorfer Krankenhausbetriebsgesellschaft m.b.H. (GOK) - Bi-
lanz 2017 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Gemäß § 10 in Verbindung mit § 8 Abs. 7 lit. f des Gesellschaftsvertrages der Gemeinnützi-
gen Oberndorfer Krankenhausbetriebsgesellschaft m.b.H. (GOK) ist der Jahresabschluss der 
GOK durch die Generalversammlung der Gesellschaft zu beschließen. Gesellschafter der 
GOK sind mit 51 % die Stadtgemeinde Oberndorf und mit 49 % die VAMED Management & 
Service GmbH & Co KG (VMS). Im Rahmen der Gemeindevertretungssitzung sind dazu die 
notwendigen Beschlüsse zu fassen. 
 
Herr Dipl.-Ing. Franz Laback wird seitens der GOK im Rahmen der Gemeindevertretungssit-
zung den Jahresabschluss 2017 vorstellen. 
 
Weiters wurde dem Überprüfungsausschuss in der Sitzung am 28.06.2018 gemäß § 54 Abs. 
1 Sbg. GdO 1994 der Jahresabschluss der GOK durch die Geschäftsführung präsentiert. 
 
Laut Rahmenvereinbarung zwischen der Stadtgemeinde Oberndorf und der VMS erfolgt die 
Gesamtfinanzierung des PPP-Modelles durch die VMS. Die VMS hat in der Rahmenverein-
barung die Kosten- und Termingarantie, die Garantie für die Erfüllung des Versorgungsauf-
trages, die Betriebs- und Qualitätsgarantie sowie die Ergebnisgarantie übernommen. 
 
Durch die SOT Süd-Ost-Treuhand GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell-
schaft Salzburg wurde die Abschlussprüfung für das Geschäftsjahr 2017 durchgeführt. 
 
Durch die Gemeindevertretung als Gesellschafter ist der Beschlussfassung auf schriftlichem 
Wege gemäß § 34 GmbHG zuzustimmen und sind folgende Beschlüsse zu fassen:  
 
1. Der diesem Beschluss als Beilage ./I angeschlossene Jahresabschluss über das Ge-
schäftsjahr 2017 wird genehmigt. 
 
2. Der Bilanzverlust per 31.12.2017 in der Höhe von EUR 12.936.350,15 wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. 
 
3. Der Geschäftsführung wird für das Geschäftsjahr 2017 die Entlastung erteilt. 
 
4. Zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 wird die SOT Süd-Ost Treuhand GmbH 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, Salzburg, bestellt.“  
 
MMag. Klösch berichtet:  
 
Die GOK wurde wie jedes Jahr durch die SOT geprüft. Wir konnten wie in den Jahren zuvor 
einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilen. Das Rechnungswesen der GOK ist 
sehr zu loben. Die GOK ist ein Betrieb der alljährlich Verluste macht. Wichtig ist aber zu sa-
gen, dass diese Verluste aufgrund der Rahmenvereinbarung mit der VAMED immer wieder 
aufgefüllt werden. Seitens der VAMED werden diese Mittel als nachrangige Darlehen zuge-
führt. Daraus ist zwischenzeitlich eine Verlustabdeckung über € 10,- Mio. erfolgt. Dies führt 
dazu, dass das Eigenkapital nicht wirklich geschmälert wird. Somit bleibt die GOK kapital-
mäßig stabil. Im letzten Jahr wurde das Budget übertroffen. Das Ergebnis der GOK ist ab-
hängig vom Finanzierungssystem des Salzburger Gesundheitswesens.   
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Dipl.-Ing. Laback berichtet:  
 
Der Erlös der GOK beträgt € 21,8 Mio (€ 1,1 Mio. mehr als 2016). Das ergibt sich aus einer 
stabilen Leistungsentwicklung und einer besseren wirtschaftlichen Entwicklung. Die Ab-
gangsdeckung des Landes wurde auf 50 Prozent gesenkt. Bei den Aufwendungen gab es 
keine Steigerungen. Bei den Posten Aufwendungen, Material, etc. konnten die Kosten von € 
5,5 Mio. auf € 5,4 Mio. gesenkt werden. Keine Senkung gelang beim Personalaufwand. Der 
Personalaufwand beläuft sich in Summe auf € 14,7 Mio. und ist gegenüber dem Vorjahr um 
ca. € 700.000,- gestiegen. Es entstand ein Jahresverlust in der Höhe von € 1,31 Mio. gegen-
über der Ursprungsannahme von € 2,- Mio.  
 
GV Prem fragt Herrn Dipl.-Ing. Laback, ob die NOW-Fraktion ein Exemplar der Bilanz be-
kommen kann.  
 
MMag. Klösch erklärt, dass es nicht die Aufgabe des Geschäftsführers ist, darüber zu ent-
scheiden, wer den Jahresabschluss bekommt.  
 
GV Prem fragt Herrn MMag. Klösch an wen er die Frage stellen würde.  
 
MMag. Klösch antwortet, dass das eine Sache der Gesellschafter ist.  
 
GV Prem ergänzt, dass er aufgrund der kurzen Erläuterung keinen Beschluss fassen kann.  
 
Bürgermeister Schröder antwortet, dass die Bilanz im Überprüfungsausschuss ausführlich 
besprochen wird. Jede Fraktion ist im Überprüfungsausschuss vertreten. Außerdem liegt die 
Bilanz im Fraktionsordner auf. In diesen kann vor der Sitzung durch jede Fraktion Einsicht 
genommen werden. Der Geschäftsführer der GOK ist nicht berechtigt die Bilanzen weiterzu-
geben. Ich bitte um Verständnis, dass die Bilanz vor der Beschlussfassung im Gesellschaf-
terausschuss nicht ausgeschickt werden kann.  
 
GV Prem erwidert, dass die Bilanzen vor dem Einstieg der VAMED immer vom Krankenhaus 
zur Verfügung gestellt wurden.  
 
Dipl.-Ing. Laback wirft ein, dass der Geschäftsführer an den Gesellschafterausschuss ge-
bunden ist.  
 
GV Prem wirft ein, dass es so aussieht, als möchte man etwas verschweigen.  
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass er das Ansuchen von Herrn Prem in den Gesellschaf-
terausschuss tragen wird.  
 
Stadtrat Ing. Schweiberer teilt die Meinung von Herrn Prem nicht. Die Prüfung und das Er-
gebnis der SOT reichen vollkommen aus. Es stellt sich die Frage, wie sich die Situation in 
Zukunft ändern wird, vor allem durch Änderungen seitens des Landes.  
 
Dipl.-Ing. Laback antwortet, dass sehr positiv ist, dass sich das Ergebnis besser entwickelte 
als es angenommen wurde. Man muss sich derzeit keine Sorgen machen. Wir befinden uns 
auf einem guten Weg.  
 
Mag. (FH) Danner fragt, ob die NOW-Fraktion bei der letzten Sitzung des Überprüfungsaus-
schusses anwesend war. GV Dr. Weiß verneint das.  
 
Mag. (FH) Danner fragt, ob es richtig ist, dass die Bilanz nach Beschlussfassung ohnehin 
veröffentlicht werden muss.  
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MMag. Klösch erklärt, dass die GOK eine mittelgroße Kapitalgesellschaft mit Offenlegungs-
pflicht ist. Natürlich erfolgt die Veröffentlichung erst nach dem Beschluss.  
 
Bürgermeister Schröder ergänzt:  
 
Zwischen der Stadtgemeinde Oberndorf und der VAMED gibt es seit 2007 eine Rahmenver-
einbarung (Beschluss der Gemeindevertretung 2007). Diese besagt, dass der Verlust des 
Betriebes durch die VAMED abzudecken ist und dass die Stadtgemeinde Oberndorf für den 
ordentlichen Rechtsträgeranteil und für die SAGES-Beiträge aufkommen muss (€ 360.000,- 
pro Jahr). Die VAMED trägt bis jetzt € 12,- Mio. Für diesen Betrag ist nur die VAMED ver-
antwortlich. Wir müssen hier nur einen Formalbeschluss fassen, weil die Stadtgemeinde 
Oberndorf der Rechtsträger der Krankenanstalt ist. Die Stadtgemeinde ist vom zusätzlichen 
Rechtsträgeranteil befreit. Das Krankenhaus Oberndorf würde es nicht mehr geben, wäre es 
damals nicht gelungen, die Rahmenvereinbarung mit der VAMED abzuschließen. Das Kran-
kenhaus Oberndorf weist, trotz des Verlustes, sehr gute Zahlen auf. Aufgrund dessen, dass 
das Land nun nur mehr 50 Prozent trägt, muss den Rest die VAMED tragen. Das ist auch für 
die VAMED eine große Herausforderung. Die Rahmenvereinbarung mit der VAMED läuft 30 
Jahre lang. Im Jahr 2022 kann zum ersten Mal darüber nachgedacht werden, dass die 
VAMED, aufgrund des negativen Ergebnisses, aussteigen kann. Für die Stadtgemeinde 
Oberndorf entsteht also auch in naher Zukunft kein Schaden.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, auf 
Zustimmung der Beschlussfassung auf schriftlichem Wege gemäß § 34 GmbHG und 
Beschlussfassung folgender Punkte:  
 
1. Der diesem Beschluss als Beilage ./I angeschlossene Jahresabschluss über das 
Geschäftsjahr 2017 wird genehmigt. 
 
2. Der Bilanzverlust per 31.12.2017 in der Höhe von EUR 12.936.350,15 wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. 
 
3. Der Geschäftsführung wird für das Geschäftsjahr 2017 die Entlastung erteilt. 
 
4. Zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 wird die SOT Süd-Ost Treuhand 
GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, Salzburg, bestellt.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): 20 GV dafür, GV Prem dagegen.   
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16. Oberndorfer Catering Betriebs-GmbH (OCB) - Bilanz 2017 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Gemäß § 9 in Verbindung mit § 7 Abs. 7 lit. f des Gesellschaftsvertrages der Oberndorfer 
Catering Betriebs-GmbH ist der Jahresabschluss der OCB durch die Generalversammlung 
der Gesellschaft zu beschließen. Gesellschafter der OCB sind mit 51 % die Stadtgemeinde 
Oberndorf und mit 49% die VAMED Management & Service GmbH & Co KG (VMS). Im 
Rahmen der Gemeindevertretungssitzung sind dazu die notwendigen Beschlüsse zu fassen. 
 
Herr Dipl.-Ing. Franz Laback wird im Rahmen der Gemeindevertretungssitzung den Jahres-
abschluss 2017 vorstellen. 
 
Weiters wurde dem Überprüfungsausschuss in der Sitzung am 28.06.2017 gemäß § 54 Abs. 
1 Sbg. GdO 1994 den Jahresabschluss der OCB präsentiert. 
 
Gemäß Vereinbarung vom 28.08.2014 in Verbindung mit der Rahmenvereinbarung vom 
01.08.2008 zwischen der Stadtgemeinde Oberndorf und der VMS erfolgt die Gesamtfinan-
zierung des PPP-Modelles durch die VMS. Die VMS hat in der Rahmenvereinbarung die 
Kosten- und Termingarantie, die Garantie für die Erfüllung des Versorgungsauftrages, die 
Betriebs- und Qualitätsgarantie sowie die Ergebnisgarantie übernommen.  
 
Durch die SOT Süd-Ost-Treuhand GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell-
schaft Salzburg wurde die Abschlussprüfung für das Geschäftsjahr 2017 durchgeführt. 
 
Durch die Gemeindevertretung als Gesellschafter ist der Beschlussfassung auf schriftlichem 
Wege gemäß § 34 GmbHG zuzustimmen und sind folgende Beschlüsse zu fassen:  
 
1. Der diesem Beschluss als Beilage ./I angeschlossene Jahresabschluss über das Ge-
schäftsjahr 2017 wird genehmigt. 
 
2. Der Bilanzverlust per 31.12.2017 in der Höhe von EUR 115.051,09 wird auf neue Rech-
nung vorgetragen. 
 
3. Der Geschäftsführung wird für das Geschäftsjahr 2017 die Entlastung erteilt. 
 
4. Zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 wird die SOT Süd-Ost Treuhand GmbH 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, Salzburg, bestellt.“  
 
MMag. Klösch berichtet:  
 
Auch die OCB wurde durch die SOT geprüft. Es handelt sich bei der OCB um eine kleine 
Kapitalgesellschaft. Bei einer kleinen Kapitalgesellschaft ist eine Prüfung nicht verpflichtend. 
Die OCB hat sich, seit der Abspaltung aus dem Krankenhausbetrieb, sehr gut entwickelt. 
2017 gab es einen Gewinn von € 51.000,- (2016: € 30.000,-). Somit kann der anfänglich ent-
standene Verlust abgebaut werden. Die OCB weist mittlerweile ein stabil positives Ergebnis 
auf. Es konnte ebenfalls ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk ausgestellt werden.  
 
Dipl.-Ing. Laback ergänzt, dass die Erlöse von € 2.063.000,- (2016) auf € 2.140.000,- (2017) 
gestiegen sind. Die Aufwendungen für Material, etc. sanken von € 78.000,- (2016) auf € 
775.000,- (2017). Die Personalaufwendungen sind von € 981.000,- (2016) auf € 1.010.000,- 
(2017) gestiegen.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, auf 
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Zustimmung der Beschlussfassung auf schriftlichem Wege gemäß § 34 GmbHG und 
Beschlussfassung folgender Punkte:  
 
1. Der diesem Beschluss als Beilage ./I angeschlossene Jahresabschluss über das 
Geschäftsjahr 2017 wird genehmigt. 
 
2. Der Bilanzverlust per 31.12.2017 in der Höhe von EUR 115.051,09 wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. 
 
3. Der Geschäftsführung wird für das Geschäftsjahr 2017 die Entlastung erteilt. 
 
4. Zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 wird die SOT Süd-Ost Treuhand 
GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, Salzburg, bestellt.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): 20 GV dafür, GV Prem dagegen.  
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17. Verkauf auszuscheidendes Feuerwehrfahrzeug MB 711 D/37 (LFO) 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
Für das auszuscheidende Feuerwehrfahrzeug MB 711 D/37 (LFO) wurden nach Veröffentli-
chung auf der Internetplattform Willhaben zwei Angebote abgegeben:  
 
1. Florian Dirnberger, 4312 Ried in der Riedmark, € 4.000,-, befristet bis 15.10.2018 
2. Markus Gamsjäger, 4822 Bad Goisern, € 5.200,-, befristet bis 15.10.2018“ 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, das auszu-
scheidende Feuerwehrfahrzeug MB 711 D/37 (LFO) an den Bestbieter Herrn Markus 
Gamsjäger zu einem Preis von € 5.200,- zu verkaufen. 
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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18. Aufträge, Anschaffungen 

Keine!  
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19. Subventionen 

„Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
1. Turnverein Oberndorf: 
 
Jahreshauptversammlung am 30.09.2018 in der Aula der SMS Oberndorf 
Errechnete Subventionshöhe: 
Miete 1 Tag  316,70 
Sonntagszuschlag 158,45 
90 Sessel    33,30   
15 Tische    33,00 
4 Bühnenelemente       21,60 
Müllgebühren    52,94 
Reinigung  190,10  
Gesamt:             806,09 
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, die o.a. Subvention zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
2. Turnverein Oberndorf: 
  
Volleyballspiele/Turniere von September 2018 bis April 2019 
Gebühren (Bundesgebühren und Gemeindeverwaltungsabgaben) werden vorgeschrieben 
Errechnete Subventionshöhe: 
SMS Turnhalle  2.600,00 
Stadthalle             6.335,00 
Sonntagszuschlag    316,75 
Müllgebühren     899,98 
Reinigung  4.488,00 
Gesamt:                   14.639,73 
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, die o.a. Subvention zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
3. Tourismusverband Oberndorf: 
 
Kabarett mit Peter Blaikner am 06.10.2018 in der Aula der SMS Oberndorf 
Gebühren (Bundesgebühren und Gemeindeverwaltungsabgaben) werden vorgeschrieben 
Errechnete Subventionshöhe: 
Miete 1 Tag  316,70 
250 Sessel                   92,50 
6 Bühnenelemente       32,40 
Müllgebühren    52,94 
Reinigung  190,10  
Gesamt:             684,64 
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, die o.a. Subvention zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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4. Taekwondo Verein: 
 
Staatsmeisterschaft vom 20.-21.10.2018 in der Stadthalle Oberndorf 
Gebühren (Bundesgebühren und Gemeindeverwaltungsabgaben) werden vorgeschrieben 
Errechnete Subventionshöhe: 
Miete  2 Tage          1.267,00  
Sonntagszuschlag   63,35 
Müllgebühren    52,94 
Reinigung  422,30 
Gesamt:            1.805,59 
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, die o.a. Subvention zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
5. Fotoclub Oberndorf: 
 
Diashow am 24.10.2018 in der Aula der SMS Oberndorf 
Gebühren (Bundesgebühren und Gemeindeverwaltungsabgaben) werden vorgeschrieben 
Errechnete Subventionshöhe: 
Miete 1 Tag  316,70 
100  Sessel                  37,00 
Müllgebühren    52,94 
Reinigung  190,10  
Gesamt:             596,74 
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, die o.a. Subvention zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
6. Künstlergruppe Erika Standl: 
 
Kunstausstellung vom 10.-11.11.2018 in der Galerie/Stadthalle Oberndorf 
Gebühren (Bundesgebühren und Gemeindeverwaltungsabgaben) werden vorgeschrieben 
Errechnete Subventionshöhe: 
Miete  2 Tage          1.267,00 
Sonntagszuschlag   63,35 
25 Tische                      55,00 
Müllgebühren    52,94 
Reinigung  264,00    
Gesamt:                  1.702,29 
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, die o.a. Subvention zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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7. Eltern-Kind-Zentrum:  
 
Flohmarkt  am 18.11.2018 in der Aula der SMS Oberndorf 
Errechnete Subventionshöhe: 
Miete 1 Tag  316,70 
20  Tische                    44,00 
Müllgebühren    52,94  
Reinigung  190,10 
Gesamt:             603,74     
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, die o.a. Subvention zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
8. Landwirtschaftlicher Schulverein: 
 
Ansuchen um Unterstützung des Schulbesuches für die landwirtschaftlichen Fachschulen.  
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, das o.a. Subventionsansuchen abzulehnen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
9. Naturschutzbund: 
 
Ansuchen um Subvention für das Jahr 2019 in der Höhe von € 350,-.  
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, das o.a. Subventionsansuchen abzulehnen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
10. Rainbows Salzburg: 
 
Ansuchen um Subvention für das Jahr 2019 in der Höhe von € 615,-.“ 
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, das o.a. Subventionsansuchen abzulehnen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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20. Errichtung neuer Beachvolleyballplätze am Standort des ehemaligen BORG-
Container-Areals (Dringlichkeitsantrag - nachträglich aufgenommen gem. § 25 Abs. 8 
Sbg. GdO 1994) 

Datum des Antrages: 26.09.2018. Unterzeichnet von folgenden Gemeindevertretungsmit-
gliedern: 2. Vizebürgermeister Ing. Djundja, GV Jäger und GV Hauser. 
 

Antrag 
 

gemäß § 25 Abs. 8 Salzburger Gemeindeordnung 1994 i.d.g.F. 
 
 
Die unterfertigten Mitglieder der Gemeindevertretung stellen gemäß § 25 Abs. 8 Salzburger 
Gemeindeordnung 1994 den Antrag, nachstehenden Verhandlungsgegenstand  
 
Errichtung neuer Beachvolleyballplätze am Standort des ehemaligen BORG-Container-
Areals 
 
auf die Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf 
bei Salzburg am 26. September 2018 aufzunehmen und begründen die Dringlichkeit der An-
gelegenheit durch die nötigen Planungsarbeiten und Anbotseinholungen für die weiteren 
Beratungen für das Budget 2019.  
 
In der Joseph-Mohr-Straße standen in den letzten Jahren zwischen Stadthallenparkplatz und 
Schul-Fußballplatz die Container des provisorischen BORGs auf einem Grundstück der 
Stadtgemeinde Oberndorf. Der Unterricht kann nun in der neuen Schule stattfinden, weshalb 
auch die Container abgebaut wurden.  
 
Auf vielfachen Wunsch der oberndorfer Jugend schlagen die Antragsteller vor, auf dem 
ehemaligen BORG-Container-Areal zwei öffentliche Beachvolleyballplätze zu errichten. Die-
se Freiplätze sollen (im Unterschied zu den Schul-Sportplätzen) frei zugänglich für alle 
Sportbegeisterten sein. Die Beachvolleyballplätze runden das gesamte öffentliche Sportan-
gebot rund um die Stadthalle ab.  
 
Bei der nächsten Ausschusssitzung „Jugend und Sport“ soll die Umsetzungsmöglichkeit wei-
ter erarbeitet werden. Dann könnte die Errichtung im Budget 2019 berücksichtigt und im sel-
ben Jahr realisiert werden.  
 
In diesem Zusammenhang stellen die unterfertigten Antragsteller folgenden 
 
Dringlichen Antrag,  
 
die Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf bei Salzburg wolle beschließen:  
 
1. Die Stadtgemeinde Oberndorf bei Salzburg prüft die Machbarkeit der Errichtung von 
Beachvolleyballplätzen und der erforderlichen zugehörigen Infrastruktur am Standort des 
ehemaligen BORG-Container-Areals und holt die notwendigen Anbote für eine etwaige Er-
richtung ein.  
 
2. Dieser Antrag wird dem Ausschuss für Vergabeangelegenheiten im Sozial- und Woh-
nungswesen, Gesundheitsangelegenheiten sowie Jugend und Sport zur weiteren Berichter-
stattung und Beratung zugewiesen.  
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1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer regt an, dass man mit diesem Grundstück auch mehr 
Parkplätze für die Stadthalle schaffen könnte. Man sollte aber auch das Budget beachten, 
dass wir für das geplante Sportzentrum benötigen. Es sollte uns bei der Umsetzung des 
Sportzentrums nicht abgehen. Herr Norbert Wallner und der Volleyballverein würden sich 
wünschen, dass die Beachvolleyballplätze in das neue Sportzentrum kommen.  
 
Bürgermeister Schröder bittet darum, dass der Termin für den Ausschuss für Vergabeange-
legenheiten im Sozial- und Wohnungswesen, Gesundheitsangelegenheiten, Jugend und 
Sport für November festgelegt wird.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Schröder den Antrag, fol-
gendes zu beschließen:  
 
1. Die Stadtgemeinde Oberndorf bei Salzburg prüft die Machbarkeit der Errichtung von 
Beachvolleyballplätzen und der erforderlichen zugehörigen Infrastruktur am Standort 
des ehemaligen BORG-Container-Areals und holt die notwendigen Anbote für eine 
etwaige Errichtung ein.  
 
2. Dieser Antrag wird dem Ausschuss für Vergabeangelegenheiten im Sozial- und 
Wohnungswesen, Gesundheitsangelegenheiten sowie Jugend und Sport zur weiteren 
Berichterstattung und Beratung zugewiesen.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
Stadtrat Mag. (FH) Danner ergänzt zum Thema Parkplätze: Es kommt immer wieder vor, 
dass die Trainer und Eltern, die bei Veranstaltungen wie zum Beispiel Turnieren länger par-
ken, Zettel am Auto vorfinden, mit denen Ihnen eine Besitzstörungsklage angedroht wird. 
Strafen gab es aber noch keine.  
 
Bürgermeister Schröder antwortet, dass es für diese Parkplätze einen Dienstbarkeitsvertrag 
mit der KIWA gibt. Wir werden die KIWA wieder einmal darauf hinweisen.  
 
Amtsleiter Dr. Schäffer ergänzt, dass Frau Teichstätter von der KIWA von der Vereinbarung 
und der Thematik weiß. Wir müssen die Maßnahmen, die die KIWA hier setzt, rechtlich prü-
fen. Außerdem müssen wir prüfen, ob der Dienstbarkeitsvertrag auch für die Mieter der 
Stadtgemeinde gilt.  
 
Stadtrat Mag. (FH) Danner regt an, dass man Parkberechtigungen oder ähnliches aushän-
digt.  
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21. Testweise Installierung eines Minikreisverkehres an der Kreuzung vor dem Kirch-
platz (Dringlichkeitsantrag - nachträglich aufgenommen gem. § 25 Abs. 8 Sbg. GdO 
1994) 

Datum des Antrages: 26.09.2018. Unterzeichnet von folgenden Gemeindevertretungsmit-
gliedern: 2. Vizebürgermeister Ing. Djundja, Stadtrat Ing. Eder und GV Hauser.  
 

Antrag 
 

gemäß § 25 Abs. 8 Salzburger Gemeindeordnung 1994 i.d.g.F. 
 
 
Die unterfertigten Mitglieder der Gemeindevertretung stellen gemäß § 25 Abs. 8 Sbg. GdO 
1994 den Antrag, nachstehenden Verhandlungsgegenstand 
 

Testweise Installierung eines Minikreisverkehrs an der Kreuzung vor dem Kirchplatz 
 
auf die Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf 
bei Salzburg am 26. September 2018 aufzunehmen und begründen die Dringlichkeit der An-
gelegenheit mit dem aktuellen stark zunehmenden Verkehrsaufkommen und den häufigen 
Staubildungen an der Kreuzung beim Kirchplatz und der weiteren Antrags-Verfahrensdauer 
bei der Bezirkshauptmannschaft Salzburg Umgebung.  
 
Der tägliche Durchzugsverkehr durch Oberndorf ist zu den Spitzenzeiten enorm. Die Kreu-
zung vor dem Kirchplatz ist ein Nadelöhr und durch den Rückstau auch eine Gefahrenstelle. 
Ein großer Kreisverkehr ist an dieser Engstelle aufgrund der Lokalbahn nicht umsetzbar und 
wäre wohl auch nur durch den Verlust des Kirchplatzes und eines Teils unseres Parks mög-
lich, was für uns nicht in Frage kommt.  
 
Durch die Installierung eines Minikreisverkehrs an der Kirchenkreuzung würde sich der Vor-
rang ändern: Linksabbieger, sowohl von der Brückenstraße als auch von Oberndorf Süd 
kommend, könnten rascher abbiegen. Dadurch würde sich der jeweilige Rückstau verkürzen. 
Da die Autofahrer in alle Richtungen das Tempo reduzieren müssten, erhöht sich die Sicher-
heit für Radfahrer und Fußgänger.  
 
Wie in unserer Nachbarstadt Laufen soll der Minikreisverkehr vorab über einen Zeitraum von 
vier Wochen testweise installiert werden, um die Auswirkungen zu überprüfen.  
 
In diesem Zusammenhang stellen die unterfertigten Antragsteller folgenden 
 
Dringlichen Antrag,  
 
die Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf bei Salzburg wolle beschließen:  
 
1. Der Bürgermeister der Stadtgemeinde Oberndorf bei Salzburg wird beauftragt, bei der 
Bezirkshauptmannschaft Salzburg Umgebung den Antrag auf testweise Installierung eines 
Minikreisverkehrs an der Kreuzung vor dem Kirchplatz Oberndorf zu stellen.  
 
2. Bei positiver Erledigung des Antrags durch die Bezirkshauptmannschaft Salzburg Umge-
bung soll die Bevölkerung vor der Installation des Minikreisverkehrs über die vierwöchige 
Testphase angemessen informiert werden.  
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3. Nach der Testphase wird im Ausschuss für Bau-, Raumplanungs- und Umweltangelegen-
heiten über die Auswirkung der Installation des Minikreisverkehrs und eine etwaige Dauerin-
stallation beraten.  
 
1. Vizebürgermeisterin Mayrhofer wirft ein, dass die Verkehrsproblematik auch bei der Kreu-
zung der Nußdorferstraße besteht. Man sollte die testweise Installierung eines Minikreisver-
kehrs auch hier prüfen.  
 
Stadtrat Ing. Schweiberer denkt, dass ein Minikreisverkehr auf einer Bundesstraße nicht um-
gesetzt werden kann.  
 
Bürgermeister Schröder erklärt, dass mit den zuständigen Beamten bereits des Öfteren Ge-
spräche über Minikreisverkehre in Oberndorf geführt wurden. Die Bezirkshauptmannschaft 
sagte immer nein, da das rechtlich nicht möglich ist. Wie bereits angesprochen, haben wir es 
mit verschiedenen Rechtsträgern zu tun. Wir werden die Möglichkeit der Installierung aber 
natürlich prüfen lassen.  
 
Klar sein muss, dass bei einer Installierung eines Minikreisverkehrs in der Nußdorferstraße, 
die von Oberndorf kommenden Autofahrer, gegenüber den von Göming kommenden Auto-
fahrern, benachteiligt sein werden. Der Stau wird sich dann vermutlich in Richtung Friedhof 
verschieben. Die Prüfung wird mit Sicherheit einige Zeit dauern.  
 
2. Vizebürgermeister Ing. Djundja liest den Beschlussvorschlag wie folgt vor und ergänzt die 
Änderung:   
 
Die Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf bei Salzburg wolle beschlie-
ßen:  
 
1. Der Bürgermeister der Stadtgemeinde Oberndorf bei Salzburg wird beauftragt, bei 
der Bezirkshauptmannschaft Salzburg Umgebung den Antrag, auf testweise Installie-
rung eines Minikreisverkehrs an der Kreuzung vor dem Kirchplatz Oberndorf und auf 
testweise Installierung eines Minikreisverkehrs an der Kreuzung Nußdorferstraße mit 
der Salzburger Straße, zu stellen.  
 
2. Bei positiver Erledigung der Anträge durch die Bezirkshauptmannschaft Salzburg 
Umgebung, soll die Bevölkerung vor der Installierung der Minikreisverkehre über die 
vier-wöchige Testphase angemessen informiert werden.  
 
3. Nach der Testphase wird im Ausschuss für Raumplanungs- und Umweltangelegen-
heiten über die Auswirkung der Installierung der Minikreisverkehre und deren etwaige 
Dauerinstallierung beraten.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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22. Allfälliges 

Keine Wortmeldungen! 
 
Bürgermeister Schröder stellt den Antrag, die Nichtöffentlichkeit der nachfolgenden Tages-
ordnungspunkte 22. – 26. zu beschließen und weist auf die Verschwiegenheitspflicht hin.  
 
Offene Abstimmung (21 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
 
  
 
  



Gemeindevertretung 260918  47 
 

 
 

23. Negativzinsen - Stand Verhandlung mit Banken (nichtöffentlich gemäß § 28 Sbg. 
GdO 1994) 

25. Neubau BORG - Fassadenherstellung (nichtöffentlich gemäß § 28 Sbg. GdO 1994) 
 
26. Vergabe von Wohnungen (nichtöffentlich gemäß § 28 Sbg. GdO 1994) 

24. Schadensfall Krankenhaus (nichtöffentlich gemäß § 28 Sbg. GdO 1994) 

 
Da keine Wortmeldungen mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21.55 
Uhr. 
 
Die Schriftführerin: Der Vorsitzende: 
gez. Sandra Eder eh. gez. Bürgermeister Peter Schröder eh. 
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Beschlussfassungsprotokoll 
GV v. 26.09.18 

 
TOP Beschluss erledigt am erledigt von 

    

2. Beschlussfassung der Niederschrift 
vom 04.07.2018 

  

4. Erweiterung Stellenplan   

5. Verlängerung Kontokorrentkredite    

6. Änderung Haushaltsbeschluss 2018   

7. Klima- und Energiemodellregion   

8. Änderung FWP „Krankenanstalten 
Süd 2“  

  

9. Grundsatzbeschluss Erweiterung  
Verkaufsfläche Hofer  

  

10. Abänderung Pflanzgebot Gewerbe-
gebiet Süd 

  

11. Friedhof Oberndorf – Naturbestattung, 
Urnengräber 

  

12. Dienstbarkeitsvertrag Salzburg AG   

13. Verkauf Altes Rathaus   

14. Verwaltungsvertrag Wohnhäuser 
Watzmannstraße 3, 5 und 7 sowie 
Uferstraße 33 

  

15. Bilanz GOK   

16. Bilanz OCB   

17. Verkauf auszuscheidendes Feuer-
wehrfahrzeug 

  

19. Subventionen   

20. Dringlichkeitsantrag Beachvolleyball-
plätze BORG-Container-Areal 

  

21. Dringlichkeitsantrag testweise Instal-
lierung Minikreisverkehr Kreuzung 
Kirchplatz 

  

23. Negativzinsen – Stand Verhandlung 
mit Banken 

  

24. Schadensfall Krankenhaus    

25. Neubau BORG – Fassaden-
herstellung 

  

26. Vergabe von Wohnungen    

 
 


